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Referentenentwurf

des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie und des Bundesministeriums
des Innern, fiir Bau und Heimat

Gesetz zur Anderung des E-Government-Gesetzes und zur Einfiihrung des Gesetzes
fur die Nutzung von Daten des 6ffentlichen Sektors

A. Problem und Ziel

Die Bundesregierung hat mit den Eckpunkten einer Datenstrategie vom 18. Novem-
ber 2019 beschlossen, den Bund als Vorreiterund Treiber einer verstarkten Datenbereit-
stellung und Datennutzung zu etablieren. Dies fligt sich auch in den Kontext der europai-
schen Datenpolitik: Mit der europdischen Datenstrategie vom 19. Februar 2020
(COM(2020) 66 final) formuliert die Europaische Kommissiondie Vision eines echten Da-
tenbinnenmarktes.

Die nationale und europaische Datenpolitik identifiziert 6ffentlich finanzierte Daten als we-
sentlichen Beitrag fur den Erfolg datenbasierter Schllsseltechnologien wie Kiinstlicher In-
telligenz in Europa. So sieht auch die Strategie Kiinstliche Intelligenz der Bundesregierung
(,KI-Strategie der Bundesregierung“) von November 2018 vor, dass die datenschutzkon-
forme Bereitstellung offener Vermwaltungsdaten fur die uneingeschrankte Weiternutzung
kiinftig ausgeweitet werden soll (S. 32). Daten sind die maRRgebliche Ressource fir den
Fortschritt der Digitalisierung. Der w eltweit gréRte Binnenmarkt bietet die Chance, unions-
w eit Daten des 6ffentlichen Sektors einheitlich bereitzustellen und nutzbar zu machen. De
europaischen Datenschatze sollen die Grundlage fir Mehrwertdienste bilden.

Schwierigkeitenergeben sich bislang aus einer beschrankten Verfligbarkeit etwa aus recht-
licher Unsicherheit oder wegen fehlender Anreize. Ebenso kdnnen sich Einschrankungen
der Nutzbarkeit aus rechtlichen oder praktischen Griinden (z. B. entgegenstehende Rechte
Dritter, unterschiedliche Formate, veraltete Daten) ergeben.

Fir die Wirtschaft, gerade-insbesondere fiir kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) und
Start-ups, bieten offene maschinenlesbare Daten, gerade in Echtzeit, groe Potenziale fir
innovative Geschaftsmodelle. Gleichzeitig bewirken offene Daten, dass Verwaltungspro-
zesse effektiver, transparenter und nachvollziehbarer werden. Offene Daten wirken sich
positiv auf die burgerliche Teilhabe aus, beférdern das Vertrauen in staatliches Handeln
und bilden die Grundlage fiir Wertschopfung und Innovation. Ebenso profitierten Wissen-
schaft und Forschung von der verbesserten Bereitstellung und Nutzung von Daten des 6f-
fentlichen Sektors.

Dieses Gesetz dient der Weiterentw icklung der Politik offener Daten (Open Data). Damit
kommt die Bundesregierung der V ereinbarung aus dem Koalitionsvertrag der 19. Legisla-
turperiode nach, die V erpflichtung zur Bereitstellung offener Daten auszuweiten.

B. L6sung
Um die Potenziale der Politik offener Daten voll auszuschopfen, soll die Verfugbarkeit von

Daten der Bundesverwaltung weiter gesteigert w erden. Des Weiteren soll die Nutzbarkeit
offener Daten verbessertwerden.
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Durch das Gesetz wirdin Umsetzung der Datenstrategie der Bundesregierung ein erster
Regelungsrahmen geschaffen, der die Verbesserung der Datenbereitstellung sowie die
Steigerung von Standardisierung und Interoperabilitdtadressiert. Zugleich dientdas Gesetz
der Umsetzung der neugefassten Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europaischen Parlamen-
tes und des Rates vom 20. Juni 2019 liber offene Daten und die Weiterverwendung von
Informationen des 6ffentlichen Sektors (Open-Data-und PSI-Richtlinie), die die unionsweite
Nutzung offenerDaten w eiter harmonisiert. Dazu wird ein Datennutzungsgesetz (DNG) ein-
gefuhrt, das das Informationsweiterverwendungsgesetz ablost. Dabei gelten bestehende
Grundsatze der Nichtdiskriminierung und des Verbots von AusschlieRlichkeitsvereinbarun-
gen nunmehr auch fiir 6ffentliche Unternehmen bestimmter Bereiche der Daseinsvorsorge.
Die Nutzung dynamischer Daten sowie hochwertiger Datensétze, die besonderes sozio-
O6konomisches Potenzial aufweisen, wird in Echtzeit ermdglicht.

Der Gesetzesentwurf greift neben den Erkenntnissen des 1. Open-Data-Fortschrittsberich-
tes der Bundesregierung und der ,Open Data Reifegradstudie 2019“ (englischsprachiges
Original: ,Open Data Maturity Report 2019“) des Europaischen Datenportals der Europai-
schen Kommission auch die Empfehlungender Datenethikkommission und die KI-Strategie
der Bundesregierung, sowie Empfehlungenaus der Online-Konsultationzur Datenstrategie
der Bundesregierung auf.

Die Verpflichtung zur Bereitstellung unbearbeiteter, maschinenlesbarer Rehdaten-Daten
derunmittelbaren Bundesverwaltungwird in § 12a des E-Government-Gesetzes aufdie ge-
samte Bundesverwaltung ausgeweitet und einzelne Ausnahmeregelungen w erden aufge-
hoben. Damit w erden erstmals unbearbeitete Forschungsdaten miterfasst, die erhebliche
Potenziale zur Verbesserung von Transparenz, Uberpriifbarkeit und Austausch in der For-
schungbergen.

Zur Verbesserung der Nutzbarkeit von Daten missen offene Daten nach dem DNG kiinftig,
sow eit moglich und sinnvoll, -in maschinenlesbarem Format bereitgestellt werden. Daruber
hinaus setzt das DNG Impulse flr Open-Data-Initiativen tiber die Grenzen der Bundesver-
w altung hinaus. Das DNG erw eitert den Anwendungsbereich auf 6ffentliche Unternehmen
bestimmter Bereiche der Daseinsvorsorge ; i } }

} } itein—scharft die Grenzen der Entgeltbemessung und be-
stimmt die Echtzeit-Bereitstellung dynamischer Daten sowie hochwertiger Datensatze.

C. Alternativen

Die Ausweitung des Anwendungsbereichs des § 12a EGov G dient derim Koalitionsvertrag
fir die 19. Wahlperiode festgelegten Ausweitung der Bereitstellung offener Daten durch ein
Zw eites Open-Data-Gesetz.

gelegtenZiel-Von einer Verpflichtung kleinerer Behérden und staatlicher oder selbstver-
w altender Kérperschaften, die keine Behorden im eigentlichen Sinne sind, wurde abgese-
hen, umdie Belastung zu begrenzen. Dabei wurde auch davon ausgegangen, dass hinrei-
chend groReBehoérden die zu erwartende Zusatzbelastungeher tragen kénnen, als kleinere

Eine vollstandige Streichung der bisherigen Ausnahmen fir Forschungsdaten wurde erwo-
gen, mit Ricksicht auf die Diversitat der Akteure und die besonderen Anforderungen an
Finanzierungsstrukturen der Forschung, aber nur unter bestimmten Bedingungen festge-
legt um den besonderen Rahmenbedingungen in der Forschung gerecht zuwerden.
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Zur Sicherstellung der Datenbereitstellung und zum notw endigen Aufbau w eiterer Open-
Data-Kompetenzen in den Behdrden bedarf es einer verantwortlichen Stelle, die die Koor-
dinierung der Anforderungen in Bezug auf die Bereitstellung von Daten und ihre Anbindung
an das nationale Metadatenportal GovData verantwortet. Bieim-taufe-derRessortabstim-
munRg-eingearbeiteteninderungenAuf die Einbeziehung der mittelbaren Bundesverwaltung

sowie kleinerer Behérden der unmittelbaren Bundesverwaltung wurde verzichtet,-dienen

dazw;umden Interessen der Ressorts auch vor dem Hintergrund einer erweiterten und ver-

besserten Bereltstellung Rechnung zu tragen Das—Regewﬂgsael-éeFStand-a@seemng—wn

Das DNG dient der Umsetzung der Vorgaben aus der Richtlinie (EU) 2019/1024. Bw &-
gungsgrund 19 ermutigt die Mitgliedsstaaten dazu, Uber die Mindestanforderung der Richt-
linie im Hinblick auf 6ffentliche Unternehmen hinauszugehen. Die Mitgliedsstaaten kdnnten
demnach die Ausnahme fur 6ffentliche Unternehmen, die im Wettbewerb stehen, nicht um-
setzen oder die Anforderungen der Richtlinie auf private Unternehmen, die Dienstleistun-
gen von allgemeinem Interesse erbringen, erstrecken. Von diesen Méglichkeiten sieht die-
ser Entw urfab und fordert die Nutzung insbesondere 6ffentlich finanzierter Daten, aufgrund
der w eiterhin bestehenden Unterschlede szschen offentllchen und prlvaten Unternehmen

uﬁte#sueheﬁUber dle ausgefuhrten Punkte hlnaus sind Alternatlven nlcht ersmhthch

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Dieses Gesetz hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Haushaltsausgaben ohne B-
fullungsaufwand. Durch die Bereitstellung von Daten der Behérden des Bundes werden
Nutzungsmdglichkeiten geschaffen, die in einem Umfang, der gegenwartig nicht naher be-
zifferbar ist, Auswirkungen auf das Steueraufkommen des Bundes und der Lander haben
kénnen.

Alle damit im Zusammenhang stehenden und auf den Bund entfallenden Mehrbedarfe an

Sach- und Personalmitteln, Verpflichtungserméchtigungen sowie Planstellen und Stellen

sind unmittelbar, vollstdndig und dauerhaftin den jew eiligen Einzelplanen gegenzufinanzie-
ren.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Fiir Biirgerinnen und Biirger ergibt sich keine Anderung des Erfillungsaufwandes.

E.2 Erfillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft ergibt sich keine Anderung des Erfiillungsaufwandes. Es w erden keine
Informationspflichten neu eingefiihrt, geandert oder aufgehoben.

E.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung erhéhtsich derjahrliche Erflllungsaufwand um 2,1 Millionen EUR. Der
einmalige Erflillungsaufwand betragt rund 3,5 Millionen EUR. Der Aufwand hinsichtlich Ar-
tikel 1 entfallt komplett auf die Bundesvemwaltung. Im Einzelfall kann hinsichtlich Artikel 2
w eiterer jahrlicher Erflllungsaufwand von 3.000 EUR je Fall entstehen, ebenso wie einma-
liger Erfullungsaufwand von 15.000 EUR je Fall.
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F. Weitere Kosten

Insgesamt sind positive volkswirtschaftliche Effekte zu erwarten. Die Studie , The Economic
Impact of Open Data — Opportunities for value creation in Europe* der Europaischen Kom-
mission aus dem Jahr 2020 geht davon aus, dass durch die Bereitstellung und Nutzung
offener Daten jahrliche Kosteneinsparungen zwischen 250 Millionen EUR und 14,8 Milliar-
den EUR in der 6ffentlichen Verwaltung innerhalb der Européischen Union erreicht werden
kénnen. Weiterhin ist davon auszugehen, dass die Bereitstellung und Nutzung von offenen
Daten positive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt entfaltet. Studien der Europaischen
Zentralbank, des European Economic Forecast und des Europaischen Zentrums fir die
Foérderung der Berufsbildung gehen davon aus, dass bis zum Jahr 2025 innerhalb der Eu-
ropaischenUnion 1,12 bis 1,97 Millionen Arbeitsplatze mit Open-Data-Bezugbestehen wer-
den, w as die Schaffung von weiteren mindestens 33.000 und bis zu 883.000 Arbeitsplatzen
impliziert.
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Referentenentwurfdes Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie und des Bun-
desministeriums des Innern, fiir Bau und Heimat

Gesetz zur Anderung des E-Government-Gesetzes und zur Einfiihrung des Geset-
zes fiir die Nutzung von Daten des 6ffentlichen Sektors

1)

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des E-Government-Gesetzes

Das E-Government-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2013
(BGBI. I S. 2749), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBI.
| S. 2668) geandertworden ist, wird wie folgt geandert:

1. In derInhaltslibersicht wird die Angabe zu § 12a wie folgt gefasst:
»§ 12a Offene Daten des Bundes, Verordnungsermachtigung®.

2. In §12 Absatz 1 Satz 1 wirddas Wort Informationsweiterverwendungsgesetzes“durch
das Wort ,Datennutzungsgesetzes” ersetzt.

3. §12awirdwie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
,§ 12a
Offene Daten des Bundes, Verordnungsermachtigung®.
b) Absatz 1 wirdwie folgt gefasst:

,(1) Die Beh6rden des Bundes mit Ausnahme der Selbstvewaltungskdrper-
schaften stellen unbearbeitete, maschinenlesbare Daten, die sie zurErflllung ihrer
offentlich-rechtlichen Aufgaben erhoben haben; oder durch Dritte in ihrem A uftrag
haben erheben lassen, zum Datenabruf Giber 6ffentlich zugangliche Netze bereit.
Ein Anspruch auf Bereitstellung dieser Daten wird hierdurch nicht begriindet. Satz
1 gilt nicht fir natiriche oder juristische Personen des Privatrechts, denen hoheit-
liche Aufgaben zur selbststédndigen Wahrnehmung tbertragen wurden.”

c) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

D) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 20. Juni 2019 Uber offene Daten und die Weiterverwendung won Informationen des
offentlichen  Sektors.
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! i ,UST U i ] i J | ~| Formatiert: Nummerierung (Stufe 3) ]
die Worter‘,,dne Bundes" ersefzt: i { Formatiert: Revision Text ]
bb) Nummer 4 w ird wie folgt gefasst: “( Formatiert: Revision Text )
J4. nach der Erhebung keine Bearbeitung erfahren haben, ausge-<---( Formatiert: Revision Juristischer Absatz (manuell), Einzug:
nommen eine Bearbeitung, die der Fehlerbereinigung durch die bereitstel- Links: 2,25 cm, Erste Zeile: 0,62 cm, Tabstopps: 3,75 cm,
lende Behodrde oder die sonstige korrigierende Stelle dient, oder die aus recht- Links
lichen oder aus tatsachlichen Griinden erfolgt ist und ohne die eine Verdffent-
lichung der Daten nicht moglich wére,, [ Formatiert: Absatz-Standardschriftart ]
) 2N 5w ird wie folat gefasst: [ Formatiert: Schriftfarbe:Blau ]
é)cc). ummer s wird wie roigt getasst: 4[ Formatiert: Nummerierung (Stufe 3) ]
,9. rseferpsiepersonenbezogene-sing;bei Personenbezug derartumgew an-
delt w urden, dass sie
a) sie sich nicht mehr auf eine identifizierte oder identifizierbare nattirliche Per-
son beziehen; oder
b) derartumgewandelt-wurden—dass-die betroffene Person nicht oder nicht
mehr identifiziert werden kann.”
e)d)Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) In der Nummer 1 Buchstabe a werdenirBuchstabea-die-Wérterwird die An-
gabe ,§§ 3 bis 6" durch die Wérter-Angabe ,8§§ 3, 4 und 6“ ersetzt.
aajbb) In Nummer 2w ird nachdemWortwerdendas Wort,oder“ gestrichen ... [ Formatiert: Revision Text ]

und ein Komma gesetzt.

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,3. s sich um Daten handelt, die zu Forschungszwecken erhoben wurden
und diese bereits Uber 6ffentlich zugangliche Netze entgeltfrei bereitgestellt
w erden. Die Moglichkeit der freiwilligen Bereitstellung dazugehoriger Metada-
ten Uber das Metadatenportal GovData bleibtdavon unberihrt, oder”

dd) Folgende Nummer 4 w ird angefugt:

~| Formatiert: Nummerierung (Stufe 3), Einzug: Links: 0 cm,
Erste Zeile: 0 cm, Tabstopps: Nicht an 3,75 cm

,4. die unter das Bankgeheimnis fallen.”

fle) Nach Absatz 3Es wird folgender Absatz 3a eingefligt:

»(3a) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 missen Datensatze, die personenbe-
zogene Daten enthalten, nicht bereitgestelltwerden.”

&)f) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefligt:

~Sofern sich aus spezialgesetzlichen Regelungen nichts anderes ergibt, sind
abweichend von Satz 1 Daten, die zu Forschungszwecken erhoben w urden, erst
bereitzustellen, wenndas der Datenerhebung zugrundelieaende Forschunasvor-
haben abaeschlossen und der Forschunaszweck erflllt ist. Der fir die Teilnahme
an der ForschungsmaRnahme festgelegte Zweck gilt unbeschadet hiervor fort*-

hAjg)Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Die Daten nach Absatz 1 Satz 1 sind mit Metadaten zu versehen. Diese
Metadaten werden im nationalen Metadatenportal GovData eingestellt.”
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h) In den Absatzen 7 und 8 werden jeweils die Worter ,der unmittelbaren Bundesver-
w altung” durch die Worter ,des Bundes" ersetzt.

i) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 eingefligt:

»(9) Jede Behorde der unmittelbaren Bundesverwaltung mit mehr als 50 Be-
schaftigten mit Ausnahme der in § 3 Nummer 8 des Informationsfreiheitsgesetzes
‘ genannten Stellen sowie Hauptzolldmtern oder vergleichbaren 6rtlichen Bundes-

behdrdenjenerBehérdenr-die-autOrisebene-angesiedeltsind; benennteinen O-

pen-Data-Koordinator oder eine Open-Data-Koordinatorin. Der Koordinator oder
die Koordinatorin wirktin der Funktion als zentraler Ansprechpartner oder zentrale
Ansprechpartnerin der jew eiligen Behorde auf die Identifizierung, Bereitstellung
und Weitervewendung der offenen Daten seiner oder ihrer Behorde hin. Die Mog-
lichkeit der freiwilligen Benennung entsprechender Koordinatorenin den tbrigen
Behorden der Bundesverwaltung bleibt davon unberiihrt. “

j) Die bisherigen Absatze 9 und 10 werden die Absatze 10 und 11.

k) Im neuen Absatz 11 w erden die Worter ,, der unmittelbaren Bundesvemwaltung”

[ Formatiert: Revision Text

durch die Worter ,des Bundes" ersetzt.

i) Naeh-Absatz44-wirdfFolgender Absatz 12 wird eingefligt:

»(12) Das Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat wird ermachtigt,

im Einvernehmen mit den tbrigen Bundesministerien und den Beauftragten der

Bundesregierung durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu Datenkategorien,

Vorgaben zu Formaten, Schnittstellen und V eréffentlichungsprozessen im Rah-

| men der Bereitstellung der in diesem Paragraphen beschriebenen unbearbeiteten
Daten durch die Behdrden des Bundes zu erlassen.”

4. §19 wird wiefolgt geandert:
a) Absatz2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die Behérden der mittelbaren Bundesvemwaltung stellen die Daten nach § 12a
spatestens zw 6lf Monate nach dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses
Gesetzes] erstmals bereit.“

b) Folgender Absatz 3 wird angefiigt:

»(3) Abweichend von den Abséatzen 1 und 2 und unbeschadet der Regelung in

§ 12a Absatz 4 Satz sind 3stellen Behdrdendes Bundes Daten, die zu Forschungs-

zw ecken erhoben wurden, spatestens 3624 Monate nach dem [hier einfligen: Da-
tum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] erstmals bereitzustellen.”

Artikel 2

Gesetfz fiir die Nutzung von Daten des 6ffentlichen Sektors

(Date nnutzungsgesetz — DNG)

[ Formatiert: Revision Text
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GegenstandundReichweite des Gesetzes,-Grundsatz der offenen Daten

(1) Daten, diein den Anw endungsbereich dieses Gesetzes fallen, sollen, soweit

maoglich und sinnvoll, nach dem Grundsatz ,konzeptionell und standardmaRig offen” ersteltt
w erden.

3)(2) Eine Bereitstellungspflicht oder ein Reeht-Anspruch auf Zugang zu Daten

w ird mit diesem Gesetz nicht begriindet.

N

§2
Anwendungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt fiir Daten von Datenbereitstellern nach Absatz 2, die

die-aufgrund eines gesetzlichen Anspruchs auf Zugang bereitgestellt werden,:

die-aufgrund einer gesetzlichen Bereitstellungspflicht bereitgestellt werden: oder
diefreiwillig bereitgestellt werden.

(2) Datenbereitsteller im Sinne dieses Gesetzes sind

offentliche Stellen;

offentliche Unternehmen, die auf den Gebieten der Wasserversorgung, Energieversor-
gung und des Verkehrs tatig sind;

3§ Einfi ! .

4-3. Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Forschungsférdereinrichtungen in Bezug

auf Forschungsdaten, die 6ffentlich finanziert und bereits Uber ein institutionelles oder
thematisches Repositorium éfentlichzuganghch-gemachtbereitgestellt wurden; —Bdies
gilt nicht, soweit berechtigte Geschéftsinteressen, Wissenstransfertatigkeiten ure-oder
bestehende Rechte Dritter nach-demlmmaterialgiterrechtan geistigem Eigentum ent-

gegenstehen.

5-4. Forschende, in Bezug auf Forschungsdaten, die 6ffentlich finanziert und bereits Uber

1.

ein institutionelles oder thematisches Repositorium bereitgestellt 6fentlich-zuganglich
gemaehtwurden und nicht bereits durch andere durch dieses Gesetz verpflichtete Da-
tenbereitsteller effen-bereitgestellt werden.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht fir

Daten,

a) die nicht oder nur eingeschrankt zuganglich sind, wobei eine Einschrankung auch
vorliegt, wenn der Zugang nur bei Nachw eis eines rechtlichen oder berechtigten

Interesses besteht; nicht oder nur eingeschrankt zuganglich sind Daten insbeson-
dere,

aa) Eoweit der Schutz personenbezogener Daten entgegensteht,

[

Formatiert: Einzug: Links: 0,75 cm, Keine Aufzdhlungen
oder Nummerierungen

|
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bb) soweit der Schutz von Geschéaftsgeheimnissen entgegensteht,

cc) soweit der Schutz der nationalen Sicherheit, der Verteidigung oder der 6ffent-
lichen Sicherheit entgegensteht,

dd) soweit die Eigenschaft als vertrauliche Informationen tiber den Schutz kriti-
scher Infrastrukturen entgegensteht oder

aayee) sow eit die statistische Geheimhaltung entqeqensteht]

( Kommentiert [LAK11]: Keine inhaltliche Anderung

h)c)die nach den Vorschriften des Bundes oder der Lénder (iber den Zugang der Of-
fentlichkeit zu-Geedatenoderzu Umw eltinformationen zugéanglich sind und unein-
geschrankt, kostenlos, maschinenlesbar und Gber eine Anwendungsprogrammier-
schnittstelle nutzbar sind; oder

#d) deren Bereitstellung nicht unter den durch Rechtsvorschrift festgelegten 6ffentii-

chen Auftrag der 6ffentlichen Stelle fallt;-

Daten 6ffentlicher Unternehmen,

a)

b)

die nichtim Rahmen der Tatigkeit als 6ffentliches Unternehmen ederEinrichivng
nach Absatz 2 Nummer 2 eder3-erstellt wurden;

die mit unmittelbar dem Wettbew erb ausgesetzten Tatigkeiten zusammenhangen
und daher gemaf Artikel 34 der Richtlinie 2014/25/EU des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom26. Februar 2014 iberdie V ergabe von Auftragen durch
AuftraggeberimBereich der Wasser-, Energie- und V erkehrsversorgung sowieder
Postdienste und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABI. L 94 vom
28.3.2014, S. 243), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2019/1829
(ABI.L279vom 31.10.2019, S. 27) gedndertworden ist, nicht den Vorschriften fiir
die Auftragsvergabe unterliegen und deren Nutzung zu einem Wettbewerbsnach-
teil fihrt;

Logos, Wappen und Insignien;

Daten von 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten oder deren Beauftragten, die der
Wahrnehmung eines 6ffentlichen Programm- oder Sendeauftrags dienen;;

Daten von kulturellen Einrichtungen, auRer Bibliotheken, Museen ederund Archiven;
Absatz 2 Nummer 4 findet auf Bibliotheken, Museen und Archive keine Anwendung;
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6. Daten von Bildungseinrichtungen der Sekundarstufe und darunter; bei allen sonstigen
Bildungseinrichtungen gilt dieses Gesetz nicht fiir Daten, die keine Forschungsdaten
sind.;

(4) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten und w eitergehende
Anforderungen an die Bereitstellung und Reehte-zurNutzung venr-der Daten von Datenbe-
reitstellern aus anderen Rechtsvorschriften bleiben unberihrt.

(5) Offentliche Stellen berufen sich im Anwendungsbereich dieses Gesetzes nicht auf
Rechte des Datenbankherstellers nach § 87b des Urheberrechtsgesetzes.

§3
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes
1. sind 6ffentliche Stellen
a) Gebietskorperschaften, einschlieBlich ihrer Sondervermdgen,

b) andere juristische Personen des 6ffentlichen und des privaten Rechts, die zu dem
besonderen Zweck gegriindet wurden, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben
nichtgewerblicher Artzu erfiillen, wenn

aa) sieliberwiegend von Stellen nach Buchstabe a oder Buchstabe ¢ einzeln oder
gemeinsam durch Beteiligung oder auf sonstige Weise finanziert werden,

bb) ihre Leitung der Aufsicht durch Stellen nach Buchstabe a oder Buchstabe ¢
unterliegt oder

cc) mehr als die Halfte der Mitglieder eines ihrer zur Geschaftsfihrung oder zur
Aufsicht berufenen Organe durch Stellen nach Buchstabe a oder Buchstabe ¢
bestimmt w orden sind;

dasselbe gilt, wenn diese juristische Person einer anderen juristischen Person des
offentlichen oder privaten Rechts einzeln oder gemeinsam mit anderen die Giber-
w iegende Finanzierung gewahrt, Giber deren Leitung die Aufsicht ausibt oder die
Mehrheit der Mitglieder eines zur Geschéftsflihrung oder Aufsicht berufenen Or-
gans bestimmt hat,

c) Verbande,deren Mitglieder unter Buchstabe a oder Buchstabe b fallen,

2. isto6ffentliches Unternehmen ein auf den in § 2 Absatz 2 Nummer 2 genannten Gebie-
ten tatiges Unternehmen, auf das 6ffentliche Stellen aufgrund der Eigentumsverhait-
nisse, der finanziellen Beteiligung oder der fir das Unternehmen geltenden Bestim-
mungen unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausiben kénnen;
von einem beherrschenden Einfluss ist auszugehen, wenn die 6ffentlichen Stellen un-
mittelbar oder mittelbar

a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des Unternehmens halten,

b) Uber die Mehrheit der mit den Anteilen am Unternehmen verbundenen Stimm-
rechte verfligen oder

c) mehr als die Halfte der Mitglieder des V erw altungs-, Leitungs- oder A ufsichtsor-
gans des Unternehmens ernennen kénnen,
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4-3. sind Daten vorhandene Aufzeichnungen, unabhangig von der Art ihrer Speicherung,

5-4.istNutzung jede Vemwendungvon Daten flirkommerzielle oder nichtkommerzielle Zw e-
cke, die Uber die Erfiillung einer &ffentlichen Aufgabe oder die Erbringung von Dienst-
leistungen von allgemeinem Interesse hinausgeht oder die neben der Erfiillung offent-
licher Aufgaben auch zu eigenen kommerziellen Zwecken erfolgt,

6-5. liegt ein maschinenlesbares Format vor, wenn die Daten durch Software automatisiert
ausgelesenund verarbeitet werden kénnen,

#6. ist offenes Format ein Dateiformat, das nicht-proprietar und plattformunabhéngig ist
und der Offentlichkeit ohne Einschrankungen, die der Nutzung von Daten hinderlich
w aren, zuganglich gemachtwird,

8.7.ist formlicher; offener Standard ein in Textform niedergelegter Standard, in dem die
Anforderungen fir die Sicherstellung der Interoperabilitdt der Softw are niedergelegt
sind,

9.8. sind dynamische Daten A ufzeichnungen in digitaler Form, die haufig oder in Echtzeit
aktualisiert werden, insbesondere aufgrund ihrer Volatilitat oder ihres raschen Veral-
tens; von Sensoren generierte Daten w erden in der Regel als dynamische Daten an-
gesehen,

46-9. sind hochwertige Datensatze die gemal den Artikeln 13 und 14 der Richtlinie (EU)
2019/1024 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 uber of-
fene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des &ffentlichen Sektors
(ABI.L172vom 26.6.2019, S. 56) und gemaR den aufgrund dieser Artikel zu erlassen-
den Durchfuhrungsrechtsakten ausgewiesenen Datens atze,

4+4:10. sind Forschungsdaten Aufzeichnungen in digitaler Form, beidenen es sich nichtum
w issenschaftliche Veroffentichungen handelt und die im Laufe von wissenschaftichen
Forschungstatigkeiten erfasst oder erzeugt und als Nachw eise im Rahmen des For-
schungsprozesses vewendet werden oder die in der Forschungsgemeinschaft allge-
mein flrdie Validierung von Forschungsfeststellungen und -ergebnissenals notwendig
erachtetwerden -

42-11. istangemessene Gewinnspanne ein Prozentsatz der Gesamtkosten, der tiber den
zur Deckung der einschlagigen Kosten erforderichen Betrag hinausgeht, aber héchs-
tens funf Prozentpunkte Gber dem von der Europaischen Zentralbank festgesetzten
Zinssatz fir Hauptrefinanzierungsgeschafte liegt,

43-12. istAnonymisierung der Prozess, indessen V erlauf personenbezogene Daten in Da-
ten umgew andelt werden, die sich nicht auf eine identifizierte oder identifizierbare na-
turliche Person beziehen, oder derart in Daten umgew andelt werden, dass die be-
troffene Person nicht oder nicht mehr identifiziert werden kann.
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§4
Grundsatz der uneingeschrankten Date nnutzung; Zulassigkeit von Lizenzen

(1) Daten durfen fir jeden kommerziellen oder nichtkommerziellen Zw eck genutzt
w erden.

(2) Fur Daten, an denen Bibliotheken, einschliellich Hochschulbibliotheken, Museen
und Archive, Urheber- oder verwandte Schutzrechte oder gewerbliche Schutzrechte zu-
stehen, und fir Daten 6ffentlicher Unternehmen gilt Absatz 1 nur, soweit die Einrichtung
oder das 6ffentliche Unternehmen die Nutzung zugelassen hat.

(3) Nutzungsbedingungen (Lizenzen) sind zuldssig, soweit sie objektiv, verhaltnisma-
Rig, nichtdiskriminierend und durch ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel gerechtfertigt
sind. Die Lizenz darf nicht zu einer Wettbew erbsverzerrung fihren und die Moglichkeiten
der Nutzung nicht unnétig einschrénken. Offentliche Stellen sollen nach Méglichkeiter of -
fene Lizenzen verwenden.

§5
Nichtdis kriminierung
(1) Die Bedingungen fiir die Datennutzung miissen nichtdiskriminierend sein.
(2) Werden Daten von 6ffentlichen Stellen als Ausgangsmaterial fir die eigene Ge-
schaftstatigkeit genutzt, die nichtunter ihren 6ffentlichen Auftrag fallt, so geltenfur die Be-

reitstellung der Daten flr diese-Tatigkeiterdie Geschéftstatigkeit dieselben Entgelte und
sonstigen Bedingungen wie fir andere Nutzer.

§6
AusschlieBlichkeitsvereinbarungen

(1) Vereinbarungen offentlicher Stellen oder 6ffentlicher Unternehmen, die aus-
schlielliche Rechte an der Nutzung von Daten gewahren (AusschlieBlichkeitsvereinbarun-
gen), sind unzulassig.

(2) Dies gilt nicht, wenn zur Bereitstellung eines Dienstes im 6ffentlichen Interesse ein
ausschlieBliches Recht Giber die Nutzung der Daten erforderlich ist. Der Datenbereitsteller
Uberprift die AusschlieRlichkeitsvereinbarung regelmafig, mindestens jedoch alle drei
Jahre. Der Datenbereitsteller macht nach dem 15. Juli 2019 getroffene Ausschlie3lichkeits-
vereinbarungen spatestens zw ei Monate vor ihrem Inkrafttreten im Internet 6ffentlich zu-
ganglich. Die endgliltige A usschliellichkeitsv/ereinbarung muss klar und eindeutig sein
und im Internet 6ffentlich zugénglich gemachtwerden. Dieser Absatz gilt nicht fur die Digi-
talisierung von Kulturbestanden.

(3) Beziehtsich ein ausschlieRliches Recht auf die Digitalisierung von Kulturbestan-
den, darf es fur hochstens zehn Jahre gew ahrtwerden. Die Ausschlief3lichkeitsvereinba-
rungen mussen klar und eindeutig sein und im Internet 6ffentlich zuganglich gemacht wer-
den. Der offentlichen Stelle istim Rahmen der \ereirbarung-A usschliellichkeitsvereinba-
rung eine Kopie der digitalisierten Kulturbestande unentgeltlich zur V erfigung zu stellen.
Die offentliche Stelle ermdglicht die Nutzung dieser Kopie am Ende des AusschlieRlich-
keitszeitraums.
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(4) Der Datenbereitsteller macht rechtliche oder praktische V orkehrungen, die nicht
ausdriicklich ausschlieBliche Rechte gewahren, die aber darauf abzielen oder die geeignet
sind, die Nutzung von Daten durch andere Einrichtungen als die an der A usschlieRlichkeits-
vereinbarung beteiligten Dritten zu beschranken, spatestens zweiMonate vorihrem Inkraft-
treten im Internet 6ffentlich zugéanglich. Die Auswirkungen solcher rechtlichen oder prakt-
schen Vorkehrungen auf die Verflgbarkeit und Nutzbarkeit von Daten werden regelmaliig,
mindestens alle drei Jahre Uberprift. Die endgultige Vereinbarung muss klar und eindeutig
sein und im Internet 6ffentlich zuganglich gemachtwerden.

(5) Am 17. Juli 2013 bestehende AusschlieRlichkeitsvereinbarungen, die nicht unter
die Ausnahmender Absatze 2 und 3 fallen, enden bei Ablauf der \ereirbarurgAusschliel’-
lichkeitsvereinbarung, spatestens jedoch am 18. Juli 2043. Am 16. Juli 2019 bestehende
Ausschliefllichkeitsvereinbarungen, die von 6ffentlichen Unternehmen getroffen wurden
und die nicht unter die Ausnahmen der Absétze 2 und 3 fallen, enden bei Ablauf der Aus-
schlieBlichkeitsvereinbarung, spatestens jedocham 17. Juli 2049.

§7
Verfiigbare Formate, Metadaten
(1) Der Datenbereitsteller muss die Nutzung der Daten sine-in allen angefragten und

beim Datenbereitsteller vorhandenen Formaten und Sprachen rutzbarzu-macherermogli-
chen.

(2) Sow eit méglich und sinnvall, sind Daten elektronisch und in nach den anerkannten
Regeln der Technik offenen, maschinenlesbaren, zuganglichen, auffindbaren und interope-
rablen Formaten zusammen mit den zugehdrigen Metadaten zu-tibermitielnbereitzustellen.
Sow ohl die Formate als auch die Metadaten entsprechen, soweit moglich, férmlichen; offe-
nen Standards. : i

7
etzes-besti

verden—sind-férmliche—offene ndards-im-Sinne-de
cors - - Stondard S d

(3) Die Absatze 1 und 2 verpflichten 6ffentliche Stellen und 6ffentliche Unternehmen
nicht, Daten und Metadaten neu zu erstellen oder anzupassen oder Teile von Datensatzen
zur Verfligung zu stellen, wenn dies mit unverhaltnismaRigem Aufwand verbunden w &re,
der iiber eine einfache Bearbeitung hinausgeht. Offentliche Stellen und &ffentliche Unter-
nehmen sind auBerdemnicht verpflichtet, die Erstellung und Speicherung bestimmter Arten
von Daten im Hinblick auf deren Nutzung durch eine Organisation des privaten oder offent-
lichen Sektors fortzusetzen.

(4) Die Metadaten zu maschinenlesbaren Daten sind, sow eit moglich und sinnvoll,
Uber das nationale Metadatenportal GovData zur Verfligung zu stellen.

§8
Dynam ische Daten

(1) Der Datenbereitsteller muss die Nutzung von Byramisehe-dynamischen Daten

siae-unmittelbar nach der Erfassung in Echtzeit mithilfe geeigneter Anwendungsprogram-
mierschnittstellen und, falls technisch erforderlich, als Massen-Download autzbarzu-ma-

ehenrermdglichen.

(2) Sow eit die Anforderungen nach Absatz 1 die finanzielle und technische Leistungs-
fahigkeit der 6ffentlichen Stelle oder des 6ffentlichen Unternehmens lGibersteigen und somit
zu einemunverhaltnismafigen Aufwandfiihren, sinddynamische Daten voriibergehend mit
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den zur Verfligung stehenden technischen Mitteln nutzbarzu machen. Die Ausschopfung

des w irtschaftlichen und sozialen Potenzials der dynamischen Daten soll dadurch nicht
bermaRig beeintrachtigt werden.

§9
Hochw ertige Datensatze
Offentliche Stellen und 6ffentliche Unternehmen missen die Nutzung hochwertiger Da-
tensatze;-diein-den-Anwendungsbereich-dieses-Gesetzesfallen-_in maschinenlesbarem

Format Uber geeignete Anwendungsprogrammierschnittstellen und, falls technisch erfor-
derlich, als Massen-Dow nload auizbarmachenermoglichen.

§ 10
Grundsatz der Unentgeltlichkeit

(1) Die Bereitstellung und Nutzung von Daten ist unentgeltlich. Es ist jedoch zulassig,
die Erstattung von verursachten Grenzkosten fur die folgenden Tatigkeiten zu verlangen:

1. die Reproduktion, Bereitstellung und Verbreitung von Daten,
2. ferdie Anonymisierung personenbezogener Daten und
3. MaRnahmen zum Schutz vertraulicher Geschéftsinformationenzu-verlangen.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 durfen fir die Bereitstellung und Nutzung von
Daten Entgelte verlangen:

1. offentliche Stellen, die ausreichende Einnahmen erzielen miissen, um einen wesenti-
chen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erflillung ihrer 6ffentlichen Auftrage
zu decken:;

2. Bibliotheken, einschlieflich Hochschulbibliotheken, Museen und Archive;
3. offentliche Unternehmen.

(3) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 3 gelten nicht fir hochwer-
tige Datensatze sowie Forschungsdaten.

(4) Wenn &ffentliche Stellen, die ausreichende Einnahmen erzielen miissen, umeinen
w esentlichen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfullung ihrer 6ffentlichen Auf-
trage zu decken, vonder Anwendungdes Absatzes 1 Satz 1 ausgenommen werdenwollen,
melden sie die Berufung auf die Ausnahme der Bundesnetzagentur. Die Bundesnetzagen-
turfihrteine Liste der 6ffentlichen Stellen, die von gieserder Ausnahme Gebrauchmachen
und macht giese-die Liste aufihrer Internetseite zuganglich.

(5) Fur offentliche Stellen, die Einnahmen erzielen miissen, um einen w esentlichen
Teil ihrer Kosten bei der Wahrnehmung ihres 6ffentlichen Auftrags zu decken, und bei de-
nen sich die unentgeltliche Bereitstellung hochwertiger Datensatze wesentlich auf ihren
Haushalt auswirkt, gilt die Unentgeltlichkeit der Nutzung hochwertiger Datensatze spates-
tens zw 6If Monate nach dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes]..
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§ 11
Bemessung der Entgelthdhe

(1) Indenin§ 10 Absatz2 Nummer 1 und 3 genannten Fallen berechnen die 6ffenti-
chen Stellen und 6ffentlichen Unternehmen die Entgelte nach von ihnen festzulegenden
objektiven, transparenten und nachpriifbaren Kriterien.

(2) Die Entgelte aus der Bereitstellung von Daten und der Gestattung ihrer Nutzung in
dem entsprechenden Abrechnungszeitraum diirfen die Kosten ihrer Erfassung, Erstellung,
Reproduktion, Verbreitung und Speicherung zuzlglich einer angemessenen Gew inn-
spanne sowie die Kosten fiir die Anonymisierung personenbezogener Daten und Maflnah-
men zum Schutz vertraulicher Geschaftsinformationen nicht Gbersteigen. Im Fall des § 10
Absatz 2 Nummer 2 dirfen zudem die Kosten fiir Bew ahrung und Rechteklarung zur Be-
rechnungsgrundlage hinzugefigt werden.

(3) Die Entgelte w erden nach MaRRgabe der geltenden Buchfiihrungsgrundsatze be-
rechnet.

§12
Transparenz von StandardEentgelten

(1) Wurden fur die Nutzung von Daten Entgelte festgelegt, die fur die Allgemeinheit
gelten (Standardentgelte), sind die entsprechenden Bedingungen und die tatsachliche
Hohe der Standardentgelte einschlieBlich inrer Berechnungsgrundlageim Internet 6ffentich
zuganglich zu machen.

(2) Wurden fur die Nutzung keine Standardentgelte festgelegt, sind die Faktoren, die
bei der Berechnung der Entgelte beriicksichtigt werden, anzugeben. Auf Anfrage wird auch

die Berechnungsweise dieser Entgelte in Bezug auf einen spezifischen Antrag auf Nutzung
angegeben.

§13
Rechtsweg

Fir Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben.

Artikel 3
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Informa-

tionsw eiterverwendungsgesetz vom 13. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2913), das durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2015 (BGBI. | S. 1162) gedndertworden ist, auller Kraft.



-16 - Bearbeitungsstand: 20.01.2021 19:02 Uhr

Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Im Zuge der voranschreitenden Digitalisierung entstehen w ertvolle Daten im 6ffentlichen
Sektor, deren Bereitstellung und Nutzung sow ohl der Wirtschaft als auch der Zivilgesel-
schaft und der Verwaltung groRen Mehiwert schaffen kdnnen. Bereits im Rahmen des ers-
ten Open-Data-Gesetzes vom 13. Juli 2017 wurde festgestellt, dass offene Daten in Zeiten
der Digitalisierung eine sich kontinuierlich potenzierende Ressource sind, die vor allem
durch die breite Nutzung Mehrwerte generiert.

Mit dem ersten Open-Data-Gesetz wurde die gesetzliche Grundlage fir die Bereitstellung
von unbearbeiteten Daten durch die unmittelbare Bundesvemwaltung geschaffen. Offene
Daten sollen mit offener Lizenz, offenem Format und freiem Zugang bereitgestellt werden.
Wie im ersten Bericht der Bundesregierung tiber die Fortschritte bei der Bereitstellung von
Daten gemaR § 12a Absatz 10 EGovG (,1. Open-Data-Fortschrittsbericht”) festgestellt, ha-
ben viele Behdrden bereits Prozesse implementiert, die die Bereitstellung offener Daten
beglinstigen.

Deutschland liegt nach der ,OpenData Reifegradstudie 2019“ des Europaischen Datenpor-
tals der Europaischen Kommission aktuell jedoch im Mittelfeld der EU-Mitgliedstaaten. Die
spezifische Bew ertung der politischen Rahmensetzung Deutschlands ergibt ebenso eine
Platzierung im Mittelfeld. Den Rechtsrahmen der europaischen Open-Data-Politik bildet die
Richtlinie (EU) 2019/1024. In ihrer Neufassung hat der europaische Gesetzgeber jingst
den Anw endungsbereich erweitert und bestehende Regelungen gescharft.

Um das 6konomische und zivilgesellschaftliche Potenzial der Daten der Bundesverwaltung
fir die Nutzung durch Wirtschaft, Zivilgesellschaft, Staat sowie Wissenschaft und For-
schungwirkungsvoll auszuschdpfen, soll der Gesetzesentwurf entsprechend der européai-
schen Vorgaben die bestehenden Ansatze ausweiten und modernisieren. Zielbild der Bun-
desregierungist dabei die Manifestierung eines Prinzips der standardmafig offenen Daten
(,Open-by-Default), wodurch die Nutzung der Daten durch die Wirtschaft, Zivilgesellschaft,
V erwaltung sowie Wissenschaftund Forschung beférdert werden soll. Auf dieser Grundlage
sollen die bereitgestellten offenen Daten eine Kultur des Datenaustauschs und der Daten-
nutzung beférdem, derenZiele Wachstumund Innovation ebensowie transparenteres, ver-
standlicheres und effizienteres Verwaltungshandeln sind.

Als eine Grundlage firdie Erreichung der von der Richtlinie (EU) 2019/1024 intendierten
gesteigerten Datennutzung wird eine gesteigerte V erfligbarkeit iber eine Ausweitung des
Anwendungsbereichs der Bereitstellungspflicht aus § 12a EGovG und die Eindammung
von Ausnahmetatbestanden, die einer umfassenden Bereitstellungspflicht entgegenstehen,
gesehen. Dies wird auch durch die Erwahnung des Grundrechts auf Zugang zu Informatio-
nen aus der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (Erw agungsgrund5 der Richt-
linie (EU) 2019/1024) verdeutlicht. Die Nutzung durch die Wirtschaft und die Gesellschaft
ist nur mit Daten madglich, die durch die Behdrden bereitgestellt werden. Die V erfestigung
und Ausweitung der Bereitstellungsverpflichtung ist daher Voraussetzung, um auch samtli-
che Nutzungszwecke zu ermdglichen. Daher soll die Anzahl bereitstellender Behérden er-
hoht w erden sowie die V erfligbarkeit und Nutzung offener Daten vereinfacht und standar-
disiert werden. Mit Einfiihrung des DNG sollen Bedingungen der Nutzung offener und vor-
handener Daten klarer gefasstwerden, um die Anwendung in der Praxis zu erleichtern. Die
Datennutzung nach diesem Gesetz soll méglichst ohne Einschrankungen, nichtdiskriminie-
rend und grundsatzlich unentgeltlich erfolgen. Des Weiteren soll die Nutzung samtlicher
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vorliegender Formate ermoglicht werden. Dabei w ird die Maschinenlesbarkeit garantiert
und dynamische Daten ohne zeitliche Verzégerung nutzbar gemacht.

1l Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Als wesentliche MalRnahme zur Ausweitung der Bereitstellung offener, unbearbeiteter Da-
ten durch den Bund wird der Anwendungsbereich des § 12a E-Govemment-Gesetz auf die
gesamte Bundesverwaltung ausgeweitet. Dies schliet zukiinftig auch die mittelbare Bun-
desvemwaltung ein, die Anstalten, Kérperschaften und Stiftungen 6ffentlichen Rechtes um-
fasst. Zudemwerden einzelne Ausnahmeregelungen gestrichen.

Um den organisatorischen Rahmen zur Zielerreichung einer Ausweitung der Datenbereit-
stellung zu verbessern, ist es nach dem Gesetzesentwurf auerdem erforderlich, dass jede
Behorde des Bundes eine zustandige Organisationseinheit zur Durchsetzung der Open-
Data-Ziele der Bundesregierung benennt, die auch mit entsprechenden personellen und
technischen Kapazitaten ausgestattet wird. Die Schaffung und Zuordnung klarer Verant-
w ortlichkeiten innerhalb jeder Behorde des Bundes tragt dabei den Ergebnissendes 1. O-
pen-Data-Fortschrittsberichtes Rechnung. Demzufolge gaben 57% der Behdrden, die an
der Befragung teilnahmen, an, dass nicht gentigend Ressourcen vorhanden seien, um sich
mit dem Thema Open Data auseinanderzusetzen. 40% der Behdrden, die an der Befragung
teilnahmen, zeigten auf, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nur Gber unzureichendes
Wissen im Umgang mit der Weiterverwendung offener Daten verfugten und w eitere 38%
der Behorden, die an der Befragung teilnahmen, gaben unzureichendes Wissen uiber Po-
tenziale ebendieser Weiterverwendung an.

Zur Verbesserung der Qualitat der Bereitstellung und folglich zur V ereinfachung der Nut-
zung offener Daten sollen unbearbeitete Daten zukinftig ausschlieRlich in einem maschi-
nenlesbaren Format bereitgestellt werden. Weiterhin soll mit dem Zw eck der Standardisie-
rung und Automatisierung der Datenbereitstellung und deren Qualitétssicherung das Bun-
desministeriumdes Innern, fir Bau und Heimat ermachtigt w erden, insbesondere techni-
sche Vorgaben zu Datenformaten, Schnittstellen und Bereitstellungsprozessen fur offene
Daten zu erlassen. Durch diese MafRnahme wird auch der Grundstein fiir bessere Daten-
nutzung durch die Behérden des Bundes gelegt, die die Nachvollziehbarkeit von Vewal
tungshandeln verstarken kann.

Das DNG erstrecktden Anwendungsbereich des IWG Uber 6ffentliche Stellen hinaus auch
auf 6ffentliche Unternehmen bestimmter Bereiche der Daseinsvorsorge (Wasser, Energie
und V erkehr).Dartber hinauswerden imLichte der COVID-19-Pandemie medizinische Ein-
richtungen erfasst, um die Nutzung von Daten des Gesundheitswesens gezielt zu verbes-
sern. Forschungsdaten werden explizitin den Anwendungsbereich aufgenommen.

Neben den Grundséatzen der Datennutzung, der Nichtdiskriminierung und des Verbots aus-
schlieBlicher Rechte wird die grundsatzliche Unentgeltlichkeit etabliert. Das Auslaufen be-
stehender Ausschliellichkeitsvereinbarungen wird verkirzt, um dem Regelungsgehait
mehr Bedeutung zu verleihen. Die Entgeltbemessung in Ausnahmeféllen wird starker be-
grenzt. Dynamische Daten und hochwertige Datensatze mis sen mit Anw endungsprogram-
mierschnittstellen bzw. als Massendownload nutzbar gemacht werden.

1. Alternativen

Die Ausweitung des Geltungsbereiches der Regelungen von § 12a EGovG auf alleweitere
Behorden des Bundes ist die einzige mogliche MalRnahme, um sicherzustellen, dass alle
mehr Behorden des Bundes zur Bereitstellung unbearbeiteter Daten verpflichtet sind. Bie
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Von einer Verpflichtung kleinererBehdérden und staatlicher oder selbstverwaltender Korper-
schaften, die keine Behdrden im eigentlichen Sinne sind, wurde abgesehen, um die Belas-
tung zu begrenzen. Dabei w urde auch davon ausgegangen, dass hinreichend grof3e Be-
horden die zu erwartende Zusatzbelastung eher tragen kdnnen, als kleinere

Eine vollstandige Streichung der bisherigen Ausnahmen fir Forschungsdaten wurde erwo-
gen, mit Ricksicht auf die Diversitat der Akteure und die besonderen Anforderungen an
Finanzierungsstrukturen der Forschung, aber nur unter bestimmten Bedingungen festge-
legt um den besonderen Rahmenbedingungen in der Forschung gerecht zu werden.

Zur Sicherstellung der Datenbereitstellung und zum notw endigen Aufbau w eiterer Open-
Data-Kompetenzen in den Behdrden bedarf es einer verantwortlichen Stelle, die die Koor-
dinierung der Anforderungen in Bezug auf die Bereitstellung von Daten und ihre Anbindung
an das nationale Metadatenportal GovData verantwortet. A uf die Einbeziehung der mittel-
baren Bundesvemwaltung sowie kleinerer Behdrden der unmittelbaren Bundesverwaltung
w urde verzichtet,um den Interessen der Ressorts auch vor dem Hintergrund einer erweiter-
ten und verbesserten Bereitstellung Rechnung zu tragen.

Das DNG dient der Umsetzung der Vorgaben aus der Richtlinie (EU) 2019/1024. Bw &-
gungsgrund 19 ermutigt die Mitgliedstaaten dazu, liber die Mindestanforderung der Richtli-
nie im Hinblick auf 6ffentliche Unternehmen hinauszugehen. Die Mitgliedstaaten kénnten
demnach die Ausnahme fiir 6ffentliche Unternehmen, die im Wettbewerb stehen, nicht um-
setzen oder die Anforderungen der Richtlinie auf private Unternehmen, die Dienstleistun-
gen von allgemeinem Interesse erbringen, erstrecken. Von diesen Mdglichkeiten sieht die-
ser Entw urfab und férdert die Nutzung insbesondere 6ffentlich finanzierter Daten, aufgrund
der w eiterhin bestehenden Unterschiede zwischen 6ffentlichen und privaten Unternehmen.
Uber die ausgefuhrten Punkte hinaus sind Altemativen nichtersichtlich.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Zustandigkeit des Bundes fiir die Anderung des E-Govemment-Gesetzes (Artikel 1)
folgt fur die Bundesvemwaltung aus der Natur der Sache. Bei der Regelung der Bereitstel-
lung offener Daten durch die Behérden des Bundes handelt es sich um eine Materie, die
ihrer Natur nach eigene Angelegenheit des Bundes ist und daher nur vom Bund selbst ge-
regelt werden kann.

Die Gesetzgebungskompetenz ergibt sich fir das Datennutzungsgesetz (Artikel 2) wie beim
geltenden IWG aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes. Das DNG setztdie
Richtlinie (EU) 2019/1024 um. Kernanliegen der Richtlinie und des Gesetzes ist die Nut-
zung von Daten des o6ffentlichen Sektors fur wirtschaftliche Zwecke zu verbessern.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Artikel 1 dientden Zielen aus Richtlinie (EU) 2019/1024, indemdie V erpflichtung zur Be-
reitstellung offener Daten der Bundesverwaltung ausgeweitet wird. Artikel 2 setzt die Anfor-
derungen aus Richtlinie (EU) 2019/1024 umund férdert die unionsweite Nutzbarkeit offener
Daten.

Die Vereinbarkeit mitdem Rechtder Europaischen Unionist gew ahrleistet. V dlkerrechtliche
Vereinbarungen stehen dem Gesetz nicht entgegen.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts-und Verwaltungsvereinfachung

Durch die gleichlaufende V erpflichtung zur Bereitstellung offener, unbearbeiteter Daten fur
alle Akteure der Bundesverwaltung sowie die damit verbundenen verbesserten Nutzungs-
moglichkeiten wird mit Artikel 1 eine V ereinheitlichung begriindet, die insgesamt zur Mog-
lichkeit eines einfachen und barrierefreien Austauschs von Daten und somit zur V ereinfa-
chung von Verwaltungshandeln fihrt.

Artikel 2 dient der Vereinfachung und Modernisierung des IWG, indem bestehende Aus-
nahmetatbestande gekurzt oderklarer gefasstwerden.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Es ergeben sich positive Auswirkungen auf die Zielstellungen der nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie. Das Gesetz tragt zu einer nachhaltigen Entw icklung im Sinne der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie bei, da durch die Ausweitung der Bereitstellung offener Daten
durch die Bundesverwaltungin Artikel 1 die Entw icklung nachhaltiger Geschaftsmodelle,
beispielsweise mit dem Ziel eines effizienten Einsatzes natirlicher Ressourcen, beférdert
w ird. Artikel 2 verbessert die Nutzbarkeit offener Daten auch zu Zwecken, die der Nachhal-
tigkeit dienlich sind.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Dieses Gesetz hat neben dem Erfiillungsaufwand keine unmittelbaren Auswirkungen auf
die Haushaltsausgaben. Durchdie BereitstellungvonDaten der Behérden des Bundes wer-
den Nutzungsmoglichkeiten geschaffen, die in einem Umfang, der gegenwartig nicht naher
bezifferbarist, Auswirkungen auf das Steueraufkommen des Bundes und der Lander haben
kénnen.

4. Erfiillungsaufwand

a. Erfullungsaufwand der Biirgerinnen und Biirger

Fir Blrgerinnen und Burger ergeben sich vor allem Entlastungseffekte. Darunter fallen ins-
besondere die bessere Auffindbarkeit und Nutzbarkeit iber das nationale Metadatenportal
von offenen Daten.

b. Erfiillungsaufwand der Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft ergibt sich keine unmittelbare Anderung des Erfiillungsaufwandes. Auch
hier sind Entlastungseffekte durch die Erhohung von Datenbereitstellung und Qualitat be-
reitgestellter Daten zu erwarten. Offentlichen Unternehmen bestimmter Bereiche der Da-
seinsvorsorge kann eine Einkommensquelle w egfallen, soweit Daten bislang exklusiv und
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hochpreisig nutzbar gemacht wurden. Die Anwendung des DNG auf 6ffentlich finanzierte
Daten ermoglicht den Wettbewerb um innovative Dienste und Produkte, die auf der Grund-
lage dieser Daten entwickelt werden kdnnen.

c. Erfilllungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung erhéhtsich derjahrliche Erfillungsaufwand um 2,1 Millionen EUR. Der
einmalige Erflllungsaufwand betragtrund 3,5 Millionen EUR. Der Aufwand entfélltkomplett
auf die Bundesvemwaltung. Im Einzelfall kann w eiterer jahrlicher Erfiillungsaufwand von
3.000 EUR je Fall entstehen ebenso wie einmaliger Erfillungsaufwand von 15.000 EUR je
Fall. Die Einzelfallkosten sind nach vorliegender Schatzung insbesondere auf die Kommu-
nalverwaltung bezogen.

Der Erfullungsaufwand fur die Vemwaltung ergibt sich vor allem aus drei Vorgaben:

Vorgabe 1: Zurverfiigungstellen elektronisch gespeicherter unbearbeiteter Daten; §
12a Abs. 1 EGovG

Aufgrund diverser Regelungsanderungen wird sich der Erfiillungsaufwand fiir die Bereit-
stellung elektronisch gespeicherter Daten andem.

Die erste wesentliche Anderung ist, dass kiinftig sdmtliche Bundesbehérden Open Data
zur Verflgung stellen miissen. Bishertraf dies nur auf die Behérden der unmittelbaren Bun-
desvemwaltung zu. Nach Auskunft des Ressorts wird der Fokus beim Kreis der zusatzlich
Bereitstellungspflichtigen aus der mittelbaren Bundesverwaltung auf Kérperschaften, An-
stalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechtes gelegt. Ausgenommen von der Pflicht sind
diein § 3 Nr. 8 IFG genannten Stellen. Damit wird sich die Zahl der verpflichteten Behérden
im zw eistelligen Bereich erhohen. Diese setzt sich zusammen aus 24 Anstalten und 32
Korperschaften des 6ffentlichen Rechts. Fiir 38 Stiftungen des 6ffentlichen Rechts in Bun-
desbesitz wird angenommen (Ressort), dass nur 20% der Behdérden vorhandene Daten-
banksysteme haben. Dies fiihrt zu der Destatis-Annahme, dass auch nur dieser Prozent-
satz (rd. 8 Stiftungen) einschlagige Daten sammelt. Insgesamt wird von zusétzlichen 64
Behérden ausgegangen.

Fir die bereits zur Verdffentlichung von Open Data angehaltenen 122 Behdrden ergeben
sich liberwiegend geringfiigige Anderungen. So sind Open Data kiinftig ausschlieRlich in
maschinenlesbarer Form bereitzustellen (Abs. 5). AulRerdem w erden Ausnahmetatbe-
stande gestrichen, wie zum Beispiel, dass eine Bereitstellung nicht erforderlich ist, wenn
Daten auf anderen Plattformen bereits bereitgestelltwurden (Abs. 3 Nr. 3) oder es sichum
Forschungsdaten handelt. Bei bereits verpflichteten Behdrden dirften sich in den wenigen
Fallen die Aufwande im geringen Umfang durch die Bereitstellung weiterer Datensatze er-
héhen, w enn bisher Ausnahmetatbestande genutzt wurden. Betroffen sind zum einen die
Prozesse der Datenlieferung durch die Abteilung, in w elcher die Daten produziert werden,
und zum anderen der Pruf- und Verdffentichungsprozess durch eine in der Regel zentrale
Stelle innerhalb einer Behdrde. Hierzu liegen aber keine naheren Informationen vor.

Eine zweite wesentliche Anderung liegt darin, dass Behdrden der unmittelbaren Bundes-
verw altung die Stelle eines Open-Data-Koordinators einzurichten und dauerhaft zu unter-
halten haben. Wahrend dies die neu verpflichteten Bundesbehdrden erstmalig umsetzen
missen, ist dies bei den bereits verpflichteten Behérden nicht unbedingt neu. Knapp drei
Viertel der Behdrden gaben bei einer Abfrage Anfang 2019 - ca. 1,5 Jahre nach Inkrafttre-
tendes § 12 aEGovG -an, mindestens einen Open-Data-Verantwortlichen inihrer Behdrde
verortet zu haben. Ein Teil dieser Behdrden haben sogar zwei bis vier Verantwortliche be-
stellt. Einschrankend muss erw ahntw erden, dass sich lediglich etw a ein Drittel der ange-
schriebenen Behorden an der Befragung beteiligt hat. Es ist nichtauszuschlieen, dass im
Kreis der nichtteiinehmenden Behérden der Anteil, die einen (oder mehrere) Open-Data-
Koordinatoren bestellt haben, niedriger liegt. Der Erflillungsaufwand andert sich fir diese
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Behorden dann, w enn die kiinftige Planstelle des Open-Data-Koordinators zu mehr oder
w eniger Aufwand zum Status quo fiihrt. Dariiber ist jedoch keine prazise Aussage mddglich,
da nur ndherungsweise Informationen zum zeitlichen Aufwand der bisher eingesetzten O-
pen-Data-Verantwortlichen vorliegen (vgl. folgenden Abschnitt).

Laufender Erfiillungsaufwand (Ist-Stand)

Nach aktuellem Stand (It. OnDEA -Datenbank) verursacht die Bereitstellung von Open Data
bei den Bundesbehdrden einen jahrlichen Aufwand von 400 Tsd. EUR. Dies ist der Wert
aus der Schatzung des Erflillungsaufwandes fiir den Gesetzentwurf des 1. Open-Data-Ge-
setzes. Der Erfillungsaufwand wurde mitden Annahmen berechnet, dass die Bereitstellung
eines Datensatzes zwischen 15 und 30 Minuten pro Fall dauert (12-24 EUR/Fall) und nur
bei jenen Behorden anzusetzenist, die bisher keine (regulare) Datenverdffentlichung be-
trieben. Zudem wurde angenommen, dass jede Behdrde (vondenen es insgesamt rd. 300
gibt) im Jahr zwischen 50 und 100 Datensatze veroffentlicht, d. h. im Durchschnitt 75
Datensitze.

Die tatsachlichen Werte weichen anscheinend von dieser Schatzung ab. Ungeklartist u. a.
nachwie vor, welche und wie viele Behérden der unmittelbaren Bundesverwaltung tatsach-
lich betroffen sind und Datensatze direkt in das GovData-Datenportal einstellen miissen.
Urspringlichging das Ressortvon 300 betroffenen Behérden aus. Mittlerweile wird die Auf-
fassungvertreten,dass die Zahl der bisherverpflichteten Behdrden beietwa 170 - 180 liegt,
danichtjede Behérde GovData-relevante Daten produziert. Letztlichwird von 180 bereits
betroffenen Be hérden ausgegangen.

Mithilfe der o. g. Erhebung wurden Parameter erhoben, die flr den Erflllungsaufwand re-
levant sind, die aber keine Neubestimmung des Erfiillungsaufwandes (in Abw eichung zu
den im Gesetzentwurf genannten Werten) zulassen. So gibt jede zw eite befragte Behorde
an, keine jahrlichen Erfiillungsaufwénde zu haben (Frage D4, Seite 26). Dies ist eigentlich
nur moglich, w enn keine Datenséatze offen bereitgestellt werden. Warum die Behdrden je-
doch keine Aufwande haben, wird aus der Erhebung nicht ersichtlich. Im Gegenzug geben
41 der 53 antwortenden Behorden an, wie viele Datensatze sie bereits im GovData-Portal
veroffentlicht haben (77 Prozent; Frage C8). Da die Antw ortkategorie ,< 50 Datensatze"
(Seite 54) vorgegeben war, finden sich darin vermutlich auch diejenigen Behorden wieder,
die bisher noch nichts verdffentlicht haben. Auf Basis dieser Informationen wird davon aus-
gegangen, dass die Hilfte der befragten Be horden bisher tatsachlich keine Veroffent-
lichung getétigt hat. Dies bedeutet, dass bisher 90 von den m aximal 180 Behorden
Aufwand fiir die Bereitstellung offener Daten hatten.

Zum Zeitaufwand liegen auf Basis von qualitativen Aussagen Angaben fir die Prifung ei-
nes Datensatzes (37,5 Minuten) und fiir dessen V erdffentlichung (20 Minuten) vor (insge-
samt: 57,5 Minuten). Damit liegen die ausgewerteten Zeitaufwande héher als urspringlich
angesetzt (ca. + 30 Minuten/Fall). Destatis kann diese Zeitwerte allerdings nicht verifizieren.
Mangels andererIinformationenwerdendiese 57,5 Minuten ibernommen, wodurch die Kos-
ten fur die Veroffentlichung eines einzelnen Datensatzes bei 41,59 EUR liegen (Lohnsatz
gD Bund: 43,40 EUR/Std.). Die Kosten liegen somit etwa doppelt so hoch wie prognosti-
ziert.

Nach der Evaluationsbefragung haben Behorden bisher mehrheitlich statt der erw arteten
50 - 100 Datensatze im Median 30 Date nsatze seit Inkrafttreten des Open-Data-Gesetzes
veroffentlicht. Lediglich 6 Prozent der Befragten haben bisher 50 - 100 V er6ffentlichungen
erreicht. 8 Prozentgeben an, dass es mehr als 100 gewesen seien. Demnach haben etwa
14 Prozentder an der Befragung teilnehmenden Behdrden das urspriinglich prognostizierte
Quorum erreicht bzw. Ubererfillt. Wie die V eréffentlichungspraxis der nichtteilnehmenden
Behdrden aussieht, ist nicht bekannt. Die Teilnehmerschaftistinsofem verzerrt, weil ein-
zelne Geschaftsbereiche zum Teil ganz die Mitw irkung an der Befragung verweigerten und

2 |eitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfillungsaufwandes, S. 56 (Lohnkostentabelle Verwaltung).
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im Wesentlichen Antworten aus einigen wenigen Geschaftsbereichen vorliegen. Unter Be-
ricksichtigung, dass vonden nichtan der Befragung teilgenommenen Behérden viele noch
keine Daten veroffentlicht haben, durften nach den Erkenntnissen der Befragung nicht ein-
mal 10 Prozent regelménlig Rohdaten an GovData liefem.

Damit liegt aktuell der Erfiillungsaufwand ungefahrin einer Hohe von 112 Tsd. EUR.

Berechnung (Ist-Aufwand):

Anzahl potenziell betroffener Behorden: 180

Anzahl tatsachlich datenliefernder Behérden: 90

Anzahl veroffentlichter Date nsiatze pro Behorde pro Jahr: 30 (insgesamt: 2.700)
Aufwand pro Datensatz: 57,5 Minuten bzw. 41,59 Euro

Rechenweg: 90 * 30 * 41,59 =112.298 Euro

Laufender Erfillungsaufwand (Soll-Stand)

Da seit der Erhebung des Umsetzungsstandes ca. 15 Monate vergangen sind und sich ein
groflerer Teil der Behdrden (noch) nicht auf den Weg gemacht hatte, wird im Folgenden
der Soll-Erflllungsaufwand berechnet. Dieser beziffert den Aufwand, den die Behdrden ha-
ben mussten, wenn diese den Anforderungen des 1. Open-Data-Gesetzes in der Zw ischen-
zeitim urspriinglich geschatzten Umfang nachkdmen. Danach hatten die Behdrden fir die
V erfliigbarmachung von offenen Daten einen laufenden Aufwand von 561 Tsd. EUR.

Berechnung (Soll-Aufwand):

Anzahl tatsachlich datenliefernder Behorden: 180
Anzahl veroffentlichter Date nsatze pro Behorde pro Jahr: 75 (insgesamt: 13.500)
Aufwand pro Datensatz: 57,5 Minuten bzw. 41,59 Euro

Rechenweg: 180 *75 * 41,59 = 561.465 Euro

Jahrlicher Erfullungsaufwand des Bundes (kiinftig):
a) Weitere Bereitstellungspflichtige

Ausgehend von 64 Behorden, die der Bereitstellungspflicht neu unterliegen (vgl. S. 5), 75
Datenséatzen je Behorde und einem Aufwand pro Datensatz von 41,59 Euro ergibt sich ein
zusatzlicher jahrdicher Erflllungsaufwand von rd. 200 Tsd. Euro.

Fallzahl Zeitaufwand | Lohnsatz pro | Sachkosten | Personalkos- | Sachkosten
pro Fall (in| Stunde (in | pro Fall (in|ten (inTsd.| (in Tsd.
Minuten) Euro) Euro) EUR) EUR)
4.800 57,5 43,40 0 200 0
Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR) 200
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b) Forschungsdaten

Erste empirische Erkenntnisse lassen darauf schlie3en, dass bisher durchschnittlich 3040
Datensatze je Einrichtung verdffentlicht werden. Da in der bisherigen Berechnung des Er-
fillungsaufwands ebenso wir fiir die Berechnung des Aufwands fiir neue bereitstellungs-
pflichtige Einrichtungen mit einer hdheren Datensatzzahl je Einrichtung kalkuliert wird, wird
in der vorliegenden Schatzung kein w eiterer Datensatzanstieg je Einrichtung fir For-
schungsdaten berUcksichtigt. Zu beachten ist, dass die so ermittelten Aufwande damit eine
Maximalschatzung darstellen: Fiir Forschungsdaten besteht keine Pflicht zur Anbindung an
das GovData-Portal; die Bereitstellung kann lber bereits etablierte Plattformen erfolgen,
w eshalb das Ressort fur diese Datenkategorie von einemgeringeren Aufwandje Datensatz
ausgeht (50% der Stlickkosten bzw. 9 Euro). Da keine Informationen existieren, wie viele
Behorden in welchem Umfang Forschungsdaten verwalten oder eine Verdffentlichung die-
ser Datenim einschlagigen GovData-Portal bevorzugen, kann zumjetzigen Zeitpunkt keine
Einschatzung zum Abschlag der geringeren Erflillungsaufwandskosten getroffen w erden.
Aufgrund herangezogener Berechnungsparameter (durchschnittliche Datensatzzahl je Ein-
richtung) wird daher kein weiterer Erfillungsaufwand durch die Erw eiterung der Datenkate-
gorien bertcksichtigt.

c) Open-Data-Koordinatoren

Behorden der unmittelbaren Bundesvemwaltung haben Planstellen im Verhaltnis zu ihrer
Bedienstetenzahl einzurichten: Beginnend mit einem Stellenanteil von 0,2 MAK bei Be-
schaftigtengrofienklassen von bis zu 1.500 Bediensteten werden mit einem Anstieg der
Beschéftigtenzahl um jew eils 1.000 Bedienstete bzw. 1.500 Bedienstete weitere 0,2-MAK-
Anteile zusatzlich vorgeschrieben. Maximal ist 1 MAK vorzuhalten.

Laut Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfillungsaufwands in Regelungsvorha-
ben der Bundesregierung (S. 44) umfasst das Personenjahr 200 Arbeitstage. Dies ent-
spricht96.000 Minuten fir eine Vollzeitstelle (200 Tage * 8 Stunden * 60). Entsprechend
sind bei einem Stellenanteil von 0,2 einer Vollzeitstelle 19.200 Minuten anzusetzen.

Die Zahl der Behérden wird fir diese Berechnung mit 122 angesetzt.

Die Ubernahme der Funktion des Open-Data-Koordinators kann durch Bedienstete des ge-
hobenen Dienstes erfolgen. Es ist nichtausgeschlossen, dass an dieser Aufgabenerfillung
auch der héhere Dienst mitwirkt. Auf einen Einbezug des hoheren Dienstes wird in der fol-
genden Schatzung verzichtet. Fir die nachfolgende Berechnung wird der Lohnsatz fir den
gehobenen Dienst des Bundes mit 43,40 EUR/Std. herangezogen.

Es w erdenkeine Sachkosten fiir die Aufgabenwahrnehmung angesetzt. Es ist allerdings
moglich, dass Aufwande fir Dienstreisen entstehen. Zusatzliche Kosten fiir die A usstattung
Uber Buroarbeitsplatze, Anmietung von Raumlichkeiten und fir die Beschaffung von IT-
Struktur oder Softwarelizenzen ist nichtauszugehen.

Es ist zu beachten, dass diese Kostenschatzung nicht mit den fir den Punk D. des Geset-
zesvorblattes vorgesehen Haushaltsausgaben tibereinstimmen, da die Berechnung dieser
Planstellen u. a. Gemeinkosten und die genaue Entgeltgruppe berticksichtigen. Die Metho-
dik des Erfiillungsaufwandes weicht vondieser Methodik ab, denner untergliedert die Lohn-
kosten nur in Laufbahngruppen und nimmt keine Gemeinkosten (Sachkostenpauschalen)

auf, sondern berechnet anfallende Sachkosten spitz. Dies ist auch bei ,kompletten” Perso-
nalanséatzen der Fall.

Die Verteilung der 122 Behorden auf die BedienstetengroRenklassen wurde auf Basis einer
Hochrechnung mithilfe von recherchierten Informationen zu 40 betroffenen Behdrden
durchgefiihrt. Das Ergebnis ist unten dargestellt.
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In Summe ergeben sich durch die Open-Data-Koordinatorenstellen Aufwande in Hohe von
2,1 Mill. Euro.

Behorden mit | Fallzahl Zeitaufwand | Lohnsatz pro | Sachkosten | Personalkos-| Sachkosten
Bediensteten- | (Hochrech-| pro Fall (in | Stunde (in| pro Fall (in|ten (inTsd.| (inTsd.
zahl nung) Minuten) Euro) Euro) EUR) EUR)
<1.500 105 19.200 43,40 0 1.458 0
>1.500 -
3,000 10 38.400 43,40 0 278 0
>3.000 -
4.000 2 57.600 43,40 0 83 0
>4.000 -
5.000 2 76.800 43,40 0 111 0
>5.000 3 96.000 43,40 0 208 0
Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR) 2.138

Beriicksichtigt man die aufgefihrten Soll-Aufwande der bereits verpflichteten unmittelbaren
Bundesbehdrden fiir die Datenaufbereitung und -verdffentlichung (122*75%41,59) als einen
Teilaufwand, der von den bereits benannten V erantwortlichen erbracht wird (vgl. S. 5), so
belauft sich der jahrliche Erfillungsaufwand durch die gednderte Vorgabe unter Berlick-
sichtigung des Aufwands fur neu verpflichtete (200 Tsd. Euro) im Vergleich zur Soll-Belas-
tung im Saldo auf insgesamt zuséatzliche 2 Mill. Euro.

Vorgabe 2: Beratung zu Fragen der Bereitstellung von Daten; § 12a Abs.9 EGovG

Durch die Erw eiterung des Anwendungsbereiches von § 12 a EGovG ist von einer Erho-
hung des Beratungsaufwandes flir das Kompetenzzentrum Open Data im Bundesvewal
tungsamt auszugehen. Dabei handelt es sich zum bestehenden Aufwand um zusatzlichen
jahrlichen Erfillungsaufwand, der auch nicht mit den Open Data Koordinator in Verbindung
steht.

Es wird angenommen, dass furden zuséatzlichen Beratungsbedarf eine Stelle im héheren
Dienstsowie eine StelleimgehobenenDienstbendtigt werden. BeieinemLohnsatzin Hohe
von 43,40 Euro fir den gehobenen Dienst bzw . in Hohe von 65,40 Euro fiir den hoheren
DienstentstehtdemBundesvemwaltungsamtdurch die erweiterten Beratungstatigkeiten zu-
satzlicher jahrlicher Erflllungsaufwand von ca. 174 Tsd. Euro.

Fallzahl Zeitaufwand | Lohnsatz pro | Sachkosten | Personalkos- | Sachkosten
pro Stunde | Stunde (in | pro Fall (in|ten (inTsd. | (in Tsd.
und Jahr Euro) Euro) EUR) EUR)
1 1.600 43,40 0 69
1 1.600 65,40 0 105
Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 174

Einm aliger Erfiillungsaufwand des Bundes:

Fir die Behorden, die neu verpflichtet werden, entstehen einmalige Erfiillungsaufwande.
Deren Hohe ist ndherungsweise bekannt. Lt. der 0. g. Erhebung hatte ungefahr die Halfte
der Behoérden einen einmaligen Aufwand bei der Umsetzung des 1. Open-Data-Gesetzes
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(Frage D1, Seite 25). Jedoch ist nicht jede teilinehmende Behdrde zu den tatsachlich ange-
fallenen Kostensprechféhig gewesen, einige hatten auf die Implementierung verzichtet und
die Aufwande bei den nicht an der Erhebung teilgenommenen Behérden sind unbekannt.
Bei den Behorden, die von Aufwand berichten, lag dieserzwischen 16.000 und 94.000 Euro
pro Fall. Allerdings war dies eine vorgegebene Antwortkategorie, so dass die tatsachlichen
Aufwande nicht praziser ermittelt wurden. 11 Prozent hatten niedrigere (<16.000 Euro) und
8 Prozent hohere Aufwande (>94.000 Euro). Da eine genauere Aufschliisselung der ein-
maligen Kosten nicht vorliegt, kdnnen die einmaligen Kosten mit 55.000 Euro pro Fall
((16.000 +94.000)/2) angesetztw erden. Die Kosten enthalten neben Sach-auchPersonal-
kosten. Sie sind im Einzelfall abhangig von den strukturellen Voraussetzungen, die die Be-
horde mitbringt (u. a. IT-Ausstattung).

Unter die neu verpflichteten Bundesbehdrden fallen 24 Anstalten und 32 Kérperschaften
des offentlichen Rechts (vgl. Vorgabe 1). Bei insgesamt 56 Behdrden entstehen somit
3.080.000 Euro Personal- und Sachkosten.

Berechnung: 55.000 Euro * 56 neu verpflichtete Bundesbehérden =3.080.000 Euro

Bei den 38 im Bundesbesitz befindenden Stiftungen des 6ffentlichen Rechts wirddurch das
Ressort angenommen, dass nur 20 % der Behdrden vorhandene Datenbanksysteme ha-
ben, die die Anpassung der Datenbanksysteme begriinden w trden. Entsprechend kann
hier davon ausgegangen werden, dass fir (aufgerundet) 8 Stiftungen (38*0,2) Kosten ana-
log zu den Anstalten und Kérperschaften des Offentiichen Rechts anfallen werden. Es wiir-
den so zuséatzlich Personal- und Sachkosten in einer Hohe von 440.000 Euro entstehen.

Berechnung: 55.000 Euro * 8 neu verpflichtete Bundesbehérden = 440.000 Euro

Insgesamt entstehtdemBund somit ein einmaliger Erfiillungsaufwand von 3,5 Mill. Euro
aus Personal- und Sachkosten.

Vorgabe 3: Bereitstellung von Anwendungsprogrammierschnittstellen (API) fir dy-
namische Daten;§ 2i.V. m. § 8 DNG

Durch die Einfuhrung des Datennutzungsgesetzes (DNG), das das Informationsweiterver-
w endungsgesetz (IWG) ablost, werden 6ffentliche Stellen; 6ffentliche Unternehmen; medi-
zinische Einrichtungen und 6ffentlich finanzierte natiirliche oder juristische Personen der
Forschung angehalten, bestimmte bereits vorhandene Daten in einem offenen und maschi-
nenlesbaren Format bereitzustellen. Im Fokus stehen dabei dynamische Daten. Dynami-
sche Daten sind Informationen, die in Echtzeit verfigbar sind bzw. in sehr kurzen Zeitinter-
vallen aktualisiert werden kénnen. Fir die vorliegende Schatzung wird angenommen, dass
dies in erster Linie auf Daten zutrifft, deren Aktualisierungsintervalle innerhalb weniger Mi-
nuten erfolgen kdnnen. Hierzu zahlen bspw. Daten tiber den Strom- oder Wasserverbrauch,
V erkehrsdaten des 6ffentlichen Personennahverkehrs oder Mobilfunkdaten.

Das DNG verpflichtetnicht zur Sammlung dynamischer Daten oder zur Bereitstellung der
Informationen als offene Daten. Dies erfolgt Giber andere gesetzliche Bestimmungen oder
freiwillig durch den Bereitsteller. Jedoch definiert das DNG das Format, in dem die bereits
gesammelten Echtzeitdaten zuganglich gemacht werden sollen, sofern die Erfiillung der
Formatanforderung fir Betroffene wirtschaftlich zumutbarist.

Die Anforderung wirdi. d. R. erfiillt, wenn Einrichtungen bereits liber geeignete Anwen-
dungsprogrammierschnittstellen (API) fur den Austausch von Daten verfligen. Eine API
stellt die Kommunikation zwischen zw ei Programmen oder Systemen in Echtzeit her. Alle
offentlichen Stellen und 6ffentliche Unternehmen, die Echtzeitdaten sammeln und die nicht
bereits vor Inkrafttreten des DNG uber API-Schnittstellen verfligen, werden nach Inkrafttre-
ten zur Anpassung ihrer Bereitstellungsmdglichkeiten verpflichtet. Nach Einschéatzung des
Ressorts kann die Umstellungserfordemis nur auf Einzelfalle zutreffen, da dem Ressort
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bislang keine Falle bekannt sind, in denen dynamische Daten bereits bereitgestellt werden,
dies jedoch nicht schon tiber eine APl erfolgt. Vor dem Hintergrund der Einschétzung des
BMWi w erden im Folgenden daher nur Einzelfallkosten ausgewiesen.

Einm aliger Erfullungsaufwand (im Einzelfall):

Im Rahmen einer an McKinsey & Company vergebenen ,Aufwandsschatzung fur die Ein-
fuhrung eines registeriibergreifenden ID-Managements® (2020) zum Onlinezugangsgesetz
(OZG)wurdefiir die Anpassung von bereits vorhandenen Schnittstelleneine Kostenspanne
von 15.000 EUR bis 280.000 EUR angegeben. Auf erganzende Nachfrage des BMWi bei
einem Dienstleister wurde als grobe Einschatzung fur die Bereitstellung einer APl eine Auf-
w andsspanne von 10.000 bis 15.000 EUR genannt. Es w ird daherangenommen, dass im
Einzelfall einmaliger Erflllungsaufwand von etwa 15.000 EUR anfallen kann.

Jahrlicher Erfullungsaufwand (im Einzelfall):

Sofern die Bereitstellung von dynamischen Daten 6ffentlicher Stellen und 6ffentlicher Un-
ternehmen mittels geeigneter Schnittstellen nicht bereits vor Inkrafttreten des DNG erfolgt
ist, resultiert durch die Pflege und Aktualisierung der APl ein regelmaBiger Erfillungsauf-
wand.

Einschatzungen, inw elchem Umfang laufende Aufwanden zu berlicksichtigenseien, gehen
auseinander. So wird im 0.g. McKinsey-Bericht argumentiert, dass dieser Aufwandsposten
nur geringe Unterschiede verursacht, weil er in klassischer Wartung und Pflege von Soft-
w arebestandteilen aufgeht. Einer vergleichbaren Ex-ante-Schatzung kann entnommen
w erden, dass laut BVA bei IT-Projekten von 15-20% der Investitionskosten pro Jahr fir
technische Anderungen, Erw eiterungen, etc. veranschlagt w erden kénnen. Weil eine API-
Schnittstelle einen Fremdzugriff auf die betriebseigene IT-Architektur als Risiko birgt, wird
in der vorliegenden Schatzung davon ausgegangen, dass adressierte Einrichtungen regel-
maRig in die Pflege der Schutzerfordernisse einer Schnittstelle investieren, um das Risiko
fur Angriffe zu reduzieren. Demnach wiirden im Einzelfall regelmafRige Kosten in Hohe von
rund 3.000 EUR fur die Bereitstellungvon dynamis chen Daten mittels eine API-Schnittstelle
anfallen (15.000 *0,18).

5. Weitere Kosten

Insgesamt sind positive volkswirtschaftliche Effekte zu erwarten. Die Studie , The Economic
Impact of Open Data — Opportunities for value creation in Europe* der Europaischen Kom-
mission aus dem Jahr 2020 geht davon aus, dass durch die Bereitstellung und Nutzung
offener Daten jahrliche Kosteneinsparungen zwischen 250 Millionen EUR und 14,8 Milliar-
den EUR in der 6ffentlichen Vemwaltung innerhalb der Europaischen Union erreichtwerden
kénnen. Weiterhin ist davon auszugehen, dass die Bereitstellung und Nutzung von offenen
Daten positive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt entfaltet. Innerhalb der Europaischen
Union gehen Studien der Europaischen Zentralbank, des European Economic Forecastund
des Europaischen Zentrums fir die Férderung der Berufsbildung bis zum Jahr 2025 vom
Vorhandensein von 1,12 bis 1,97 Millionen Arbeitsplatzen mit Open-Data-Bezug aus, was
die Schaffung von weiteren 33.000 bis zu 883.000 Arbeitsplatzen impliziert.

6. Weitere Gesetzesfolgen
Gleichstellungspolitische Belange sind bertcksichtigt. Die Geschlechter sind in gleicher

Weise betroffen. Auch eine mittelbare geschlechterbezogene Benachteiligung liegt nicht
vor.
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VIl. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung oder gesonderte Evaluierung ist fir Artikel 1 nicht vorgesehen, da nach
Artikel 2 des Ersten Gesetzes zur Anderung des E-Government-Gesetzes vom 5. Juli 2017
eine Evaluierung innerhalb von vier Jahren erfolgt. In die Evaluation gemaR Artikel 2 des
Ersten Gesetzes zur Anderung des E-Government-Gesetzes vom 5. Juli 2017 flieRen die
Erkenntnisse der alle zw ei Jahre dem Bundestag vorzulegenden Fortschrittsberichte der
Bundesregierung gemaR § 12a Absatz 10 EGovG ein. Der gemeinsam mit der Evaluierung
zu Artikel 2 des Ersten Gesetzes zur Anderung des E-Government-Gesetzes erfolgende
Zw eite Bericht der Bundesregierung uber die Fortschritte bei der Bereitstellung von Daten
w ird dabei neben der Evaluierung der Schatzungen zu Erflllungsaufwanden des Ersten
Gesetzes zur Anderung des E-Government-Gesetzes vom 5. Juli 2017 insbesondere die
Indikatoren A nzahl verdéffentlichter Datensatze auf GovData sowie die in Anspruch genom-
menen Beratungsleistungen der ,Zentrale Stelle“ geman § 12a Absatz 9 EGovG durch die
einschlagigen Behorden bericksichtigt.

Eine Befristung sieht das Gesetz aus Artikel 2 (Datennutzungsgesetz) nicht vor. Gemal
Artikel 18 der Richtlinie (EU) 2019/1024 wird die Kommission frihestens am 17. Juli 2025
eine Bew ertung der Richtlinie durchfiihren und Gibermittelt dem Europaischen Parlament
und dem Rat sowie dem Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht
Uber die w ichtigsten Ergebnisse dieser Bew ertung. Bei der Bew ertung w erden insbeson-
dere der Anwendungsbereich und die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen
der Richtlinie gepruft, einschliellich des Steigerungsgrads der Nutzung — vor allem durch
KMU — von Daten des 6ffentlichen Sektors, der Auswirkungen der hochwertigen Datens-
atze, der Auswirkungen der angewandten Grundsétze fur die Bemessung der Entgelte und
der Nutzung amtlicher Rechtsetzungs- und V emwaltungstexte, der Nutzung von Daten an-
derer Einrichtungen als 6ffentlicher Stellen, der Verfiuigbarkeitund Verwendungvon Anwen-
dungsprogrammierschnittstellen, des Zusammenwirkens der Datenschutzvorschriften und
der Mdglichkeiten der Nutzung, weiterer Moglichkeiten der V erbesserung des reibungslo-
sen Funktionierens des Binnenmarktes und der Férderung der Entwicklung der Wirtschaft
und des Arbeitsmarktes.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des E-Government-Gesetzes)
Zu Nummer1

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der durch die Ausweitung
des Anwendungsbereichs und der Neuregelung der Verordnungserméchtigung notwendige
Anpassung der Uberschrift des § 12a.

Zu Nummer2

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der Ablésung des bisher

geltenden Informationsweiterverwendungsgesetzes durch das Datennutzungsgesetz in Ar-
tikel 2.

Zu Nummer3

Die Bundesregierung hat es sich zur Aufgabe gemacht, Deutschland als Vorreiter der Digi-
talisierung in Europa zu etablieren. Die Richtlinie (EU) 2019/1024 setzt Impulse, um die
Weiterentwicklung der Open-Data-Politiken der Mitgliedsstaaten zu forcieren. Insbeson-
dere die Bereitstellung von Daten ist vor diesem Hintergrund kontinuierlich zu verbessem,
der Adressatenkreis derim E-Government-Gesetz Vemflichteten zu erweitern und Ausnah-
metatbestande soweit wie mdglich einzuschranken.
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Zu Buchstabe a

Die Anpassung der Uberschrift erfolgt aufgrundder Neuregelungdes Anwendungsbereichs
infolge der Anderung des § 12a Absatz 1 Satz 1, durch die nunmehr auch Behérden der
mittelbaren Bundesvemwaltung mit den genannten Ausnahmen einbezogen werden. Die im
neuen Absatz 12 geregelte Verordnungsermachtigung war auerdem als Bestandteil in die
Uberschriftaufzunehmen.

Zu Buchstabe b

Die Bundesregierung mochte die Datenbereitstellung durch staatliche Behérden verbes-
sernund erw eitern. Mit Blick auf eine méglichst umfassende Veréffentlichung offener Daten
des Bundes ist daher auch der Kreis der durch § 12a EGovG verpflichteten Datenbereit-
steller auszuweiten von den Behorden der unmittelbaren Bundesverwaltung auf alle Behor-
den des Bundes einschlieBlich der bundesunmittelbaren Koérperschaften, Anstalten und
Stiftungen des 6ffentlichen Rechts. Dies giltinsbesondere vor dem Hintergrund, dass we-
niger die obersten Bundesbehdrden, sondern vielmehr die schwerpunktmaRig operativ ar-
beitenden Geschéftsbereichsbehdrden, zu denen auch die mittelbare Bundesverwaltung
gehort, zur Erfillung ihrer 6ffentlich-rechtlichen Aufgaben Daten erheben. Der im Koaliti-
onsvertrag fiir die 19. Legislaturperiode festgeschriebene Wille, eine solche Erw eiterung im
Rahmen eines zw eiten Open-Data-Gesetzes zu vollziehen, wird w eiterhin durch die Bun-
desregierung sowie die Koalitionsparteien bekraftigt. Ausgenommen von der Bereitstel-
lungspflicht sind nunmehrexplizitSelbstverwaltungskorperschaften sowie Beliehene. Diese
unterfallen grundsétzlich auch dem Behordenbegriffvom § 1 Abs. 4 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes. Eine Einbeziehung hatte jedoch zum jetzigen Zeitpunkt einen zu hohen
Umsetzungsaufwand begriindet. Die Einbeziehung solcher Stellen im Rahmen eines w ei-
teren Open-Data-Gesetzes ist damit jedoch nicht ausgeschlossen und wird zu gegebener
Zeit gepriftwerden.

Mit der Schaffung einer einheitlichen Schnittstelle zur automatisierten Ubergabe der Meta-
datensatze der Bundesverwaltung an das nationale Metadatenportal GovData sowie einer
optimierten Nutzerverwaltung (,Malknahme IT Unterstiitzung Open Data“) ist bereits jetzt
der Weg fur die Einbeziehung der mittelbaren Bundevemwaltung geebnet, denn dadurch
w ird sich der manuelle Bearbeitungsaufwand sowohl der Bundesverwaltung, als auch der
Geschéfts-und Koordinierungsstelle GovData erheblich verringern. Zieldatum hierfur istder
01/2022.

Der Begriff der Behérde im Rahmen des § 12a entspricht der Regelung des § 1 Absatz 4
des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Kérperschaften des privaten Rechts (insbesondere
Beteiligungen des Bundes) sind grundséatzlich keine Behorde im Sinne des § 12a EGovG,
es seidenn, sie sind durch Rechtsvorschrift als Behdrde bestimmt.

Ziel der Bundesregierung ist es, die Qualitat der Datenbereitstellung und -nutzung im Hin-
blick auf das Innovationspotenzial von Daten fur Gesellschaft, Wirts chaft, Wis senschaft und
Staat zu verbessern. Hierfur miissen offene Daten maschinenlesbar bereitgestellt werden.
Der Begriff der Maschinenlesbarkeit entspricht dabei dem V erstandnis der Richtlinie (EU)
2019/1024. Darin heil’t es, ein Dokument sollte als maschinenlesbar gelten, wenn es in
einem Dateiformat vorliegt, das so strukturiert ist, dass Softwareanwendungen die konkre-
ten Daten einfach identifizieren, erkennen und extrahieren kénnen. Daten in Dateien, die in
maschinenlesbarem Format strukturiert sind, sollten als maschinenlesbare Daten gelten.
Ein maschinenlesbares Format kann offen oder proprietar sein. Es kann einem formellen
Standard entsprechen oder nicht. Dokumente, die in einem Dateiformat kodiert sind, das
eine automatische Verarbeitung einschrankt, weil die Daten nicht oder nicht ohne Weiteres
aus ihnen extrahiert werden konnen, sollten nicht als maschinenlesbar gelten.
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Diese MaRnahme entsprichtauch den Empfehlungen der Datenethikkommission der Bun-
desregierung, die fiir die Entwicklung der europaischen Datenwirtschaft im Zugang europa-
ischer Unternehmen zu geeigneten nicht-personenbezogenen Daten in geeigneter Qualitat
einen zentralen Faktor sieht. Auch die KI-Strategie der Bundesregierung siehtin maschinell
erzeugten Daten eine wichtige Ressource.

Das Erfordernis der Maschinenlesbarkeit wurde vom bisherigen Absatz 5 in Absatz 1 tiber-
tragen und dort als Tatbestandsmerkmal aufgenommen. Eine Bereitstellungspflicht nach
Absatz 1 bestehtdaher nur fiir unbearbeitete, maschinenlesbare Daten.

Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der Ausweitung des
Anw endungsbereichs.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die hier vorgenommene Einfigung dient der Klarstellung des Begriffs der unbearbeiteten
Daten.

In_erster Linie hebt das Open-Data-Gesetz auf primar erhobene Daten ab. Diese w erden
jedoch zunehmend durch komplexe digitale Mess- und Erhebungsverfahren erzeugt. Un-
bearbeitete Daten im Sinne dieses Gesetzes sind beispielsweise auch Daten, die das Er-
gebnis wissenschaftlicher Simulationsverfahren sind. Beisolchen Erhebungsverfahren sind
in der Regel Verfahren zur Bereinigung der urspringlichen Primardaten bereits integriert
(bspw . Kalibrierung, Qualitatskontrolle, Fehlerkorrekturen unter Einbeziehung weiterer aus
Messungen gewonnener Daten, Formatierung, Zuweisung von Metainformation, ggf. Geo-
referenzierung, zeitliche Zuordnung, Speicherung, etc.). Diese Verfahren sind erforderlich,
damit die Daten Uberhaupt weiter verwendbar sind. Eine Bereitstellung vollstdndig unbear-
beiteter Daten ware hier angesichts der eingeschrankten Nutzbarkeit dieser Daten nicht
sinnvoll und z.T. mit zusatzlichen Aufwanden verbunden. Die Entscheidung, in welchem
Zustand ab Erhebung Daten bereitgestellt werden, liegtim Ermessen der Behdrden des
Bundes und sollte sich an der Zw eckmaligkeit und Wirts chaftlichkeit orientieren. Dies ge-
w ahrleistet der Wissenschaft Zugang zu unbearbeiteten Daten in einer Qualitat, die sich in
der Regel ohne die Expertise der Behdrde nicht oder nur schwer erreichen |asst.

Aufbereitete Endprodukte, die w eitergehende Interpretationen oder eine mogliche Veran-
derung ihres Informationsgehalts beinhalten, fallen demnach ebenso w enig unter die Be-
reitstellungspflicht wie beispielsweise statistische Auswertungen. Ein Hinderungsgrund zur
V eroffentlichung solcher Daten ergibt sich aus § 12a EGov G jedoch nicht.

=
Zu Doppelbuchstabe ccBuchstabe-d

Im Rahmen des Koalitionsvertrages zwischen Union und SPD w urde vereinbart, dass For-
schungsdaten systematisiert und nachhaltig zuganglich gemacht werden sollen. Ziel der
Anderung des bisherigen § 12a Absatz 2 Nummer 5 ist es daher, die Bereitstellung von
unbearbeiteten Forschungsdaten zu steigern. Die Bereitstellung von Forschungsdaten
durch den Bund kann eine Kultur der ,,Open Science® befordern, deren Ziel hGhere Ver-
gleichbarkeit und Reproduzierbarkeit von Forschungsergebnissen ist. Dabei ist die Bereit-
stellung von Rohdaten aus der Forschungin vielen internationalen w issenschaftlichen
Fachzeitschriften bereits heute eine notw endige Bedingung zur Annahme von Fachbeitra-
gen.Durchdie Vereinfachung des Zugangs zu Forschungsdaten im Zuge der Bereitstellung
Uber das nationale Metadatenportal GovData werden Eintrittsbarrieren fr die Durchfiihrung
spezifischer wissenschaftlicher Forschungsvorhaben verringert, w odurch die Anzahl an
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Forschungsvorhaben sowie deren Replizierbarkeit gesteigert werden kann. Den Besonder-
heiten im Rahmen von Forschungsdaten wurde im Hinblick auf eine verzdgerte Bereitstel-
lungspflichtin Absatz 4 Satz 3 Rechnung getragen.

Durch den neu gefassten § 12a Absatz 2 Nummer 5 w ird zudem klargestellt, dass- perso-
nenbezogene Daten nurinanonymisierter Formbereitgestellt werden miissen. Datensatze
muissen nach diesem Gesetz auch in solchen Fallen nicht bereitgestellt werden, bei denen
im Anschluss an eine V eroffentlichung eine Re-Identifizierung durch V erknuipfung mit an-
deren, 6ffentlich zuganglichen Daten nicht ausgeschlossenw erden kann. Gleiches gilt fiir
Verfahren, beidenen die den betroffenen Personen zugesicherte Vertraulichkeit deutlich im
Vordergrund steht.

Dies ist mit europarechtlichen Vorgaben vereinbar, insbesondere mit der Richtlinie (EU)
2019/1024. Nach Art. 1 Abs. 2 Richtlinie (EU) 2019/1024 gilt diese nicht fiir Dokumente, die
nach den Zugangsregelungen der Mitgliedstaaten aus Griinden des Schutzes personenbe-
zogener Daten nicht zuganglich sind. Die Richtlinie setzt mithin voraus, dass die Mitglied-
staaten zum Schutz von personenbezogenen Daten den Zugang zu diesen nach nationa-
lem Recht ausschlielen kdnnen. Auch Erw agungsgrund 52 der Richtlinie (EU) 2019/1024
macht deutlich, dass allenfalls anonymisierte Daten bereitgestellt werden miissen, denn
»die Anonymisierung von Informationen stellt ein Mittel dar, um das Interesse daran, Infor-
mationen des 6ffentlichen Sektors mdglichst w eiterverwendbar zu machen, und die aus
dem Datenschutzrecht erwachsenden Verpflichtungen miteinander zu vereinbaren.*

Durch die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1024 ist die ausdriickliche gesetzliche Klar-
stellung geboten, dass personenbezogene Daten nach § 12a Absatz 1 Satz 1 nicht als of-
fene Daten bereitgestellt werden miissen. Andernfalls kdnnten die unmittelbar geltenden
Vorgaben der DSGV O nicht eingehalten werden. Wenn bereitgestellte Daten nach dem
Datennutzungsgesetz offen zum ggf. massenhaften Dow nload zur V erfliigung gestelit wer-
den mussen, kdnnte z. B. nicht sichergestellt w erden, dass personenbezogene Daten nur
in solche Drittlander Gbermittelt werden, bei denen die V oraussetzungen hierfiir nach dem
funften Kapitel der Datenschutz-Grundverordnung vorliegen.

Zu Buchstabe dBuchstabe-e
Zu Doppelbuchstabe aa

-Es handelt sich um eine Konkretisie-
rung der Vemweise. Da personenbezogene Daten, zu denen kein oder nur eingeschrénktes
Zugangsrecht besteht, bereits von dem Ausnahmetatbestand des § 12a Absatz 3 Nummer
1 Buchstabe a erfasst sind, ist ein Verweis auf § 5 des Informationsfreiheitsgesetzes nicht
erforderlich.

Zu Dogp_elbuchstabe bb [ Formatiert: Binnenverweis

F—]Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung. [ Formatiert: Marker

[ Formatiert: Text

Zu Doppelbuchstabe cc (

| Formatiert: Binnenverweis

Die Neufassung der Nummer 3 stellt einen Kompromiss beziiglich der Ausweitung auf Da-<---( Formatiert: Text

. J v Jue Ju J v

ten, die zu Forschungszwecken erhobenwurden, dar. Um der Méglichkeit von Doppelstruk-
turen entgegenzuwirken, sind solche Daten dann nicht iber Metadaten bei GovData bereit-
zustellen, wenn sie bereits anderweitig entgeltfrei Uber 6ffentliche Netze bereitgestelit wer-
den. Ein Beispiel hierfir ist die Bereitstellung im Rahmen der im Aufbau befindlichen Nati-
onalen Forschungsdateninfrastruktur oder vergleichbaren Infrastrukturen wie Forschungs-
datenzentren sowie Projekten aus dem Bereich von Forschung und Wissenschaft.
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Gleichzeitig wird fiir die Falle, in denen keine anderw eitige offentlich zugangliche und ent-
geltfreie Bereitstellung vorliegt, durch die Neufassung der Nummer 3 das nationale Meta-
datenportal GovData ist der zentrale Zugangspunkt fir offene Verwaltungsdaten von Bund,
Landern und Kommunen gestarkt. Die auf GovData verdffentlichten Metadaten werden
ebenso wie die Daten der anderen europaischen Datenportale vom Europaischen Daten-
portal ,geharvestet“und sind damit Teil einer europaischen Dateninfrastruktur fir die Be-
reitstellung offener Daten. Befinden sich offene Verwaltungsdaten auf Portalen, die nichtan
das nationale Metadatenportal angebunden sind, werden sie von den Datennutzem haufig
nicht oder nur mit viel Aufwand gefunden. Ziel ist es daher, die A uffindbarkeit der V erwal-
tungsdaten der Bundesvemwaltung zu verbessem, indem offene Daten Uber GovData zu-

génglich gemachtwerden. f(d L [ Formatiert: Marker

Zu Doppelbuchstabe dd

.............. [ Formatiert: Binnenverweis

Diese Nummer dient der Klarstellung des Schutzes des Bankgeheimnisses, soweit dieses«-( Formatiert: Text

nicht von den Tatbestanden der §§ 3, 4 und 6 des Informationsfreiheitsgesetzes geschuizt
w ird. Es sollklargestellt w erden, dass der gesetzlich nicht normierte speziell aber allgemein
anerkannte besondere Schutz, der sich aus dem Recht des Kunden auf informationelle
Selbstbestimmung im Sinne des Art. 2 GG sowie dem Recht des Kreditinstitutes auf freie
Berufsausiibung nach den Grundsétzen des Art. 12 GG ergibt, auchim Rahmen des § 12a

EGovG geachtetwird. ..’y (Formatiert: Marker

Zu Buchstabe eBuchstabef

§ 12a Absatz 3a regelt, dass Datensatze insgesamt nicht von der Bereitstellungspflicht des
Absatzes 1 Satz 1 erfasst sind, wenn sie personenbezogene Daten enthalten (sog. ge-
mischte Datensétze). Unter Datensétzen sind insbesondere Sammlungen zu verstehen. In
den Sammlungen der Register (wie zum Beispiel das Transparenzregister, Unternehmens-
register usw.)sowie in Verzeichnissen von berufsstandischen und vergleichbaren Selbst-
verw altungskoémperschaften sindin der Regel personenbezogene Daten enthalten, so dass
deren Daten unter den Ausschluss nach Absatz 3a fallen. Dieser Ausschluss ware auch fir
die Daten der Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und V ereinsregister einschla-
gig; allerdings werden diese Register von den Registergerichten der Lander gefiihrt, so
dass bereits mangels Daten des Bundes der Anwendungsbereich des Gesetzes nicht er-
offnetist.

Unberlhrt bleiben die andemweitigen bisherigen Ausnahmetatbestdnde.
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In Bezug auf Daten, die zu Forschungszwecken erhoben wurden, wird die Besonderheit
erkannt, dass nach den Regeln wissenschaftichen Arbeitens, wie z. B. den Leitlinien guter
w issenschaftlicher Praxis in Deutschland, eine Bereitstellung von Daten in der Regel erst
erfolgt, wenn das der Datenerhebung zugrundeliegende Forschungsvorhaben abgeschlos-
sen und der Forschungszweck erfllltist. Ein Forschungsvorhaben giltin der Regel dann
als abgeschlossen,wenn die entsprechenden Ergebnisse vollstandig veroffentlicht wurden.

Zusatzlich ist die Datenbereitstellung an die Erflillung des Forschungszwecks geknupft. In
der Regel stellt die V erdéffentlichung gleichzeitig auch den zugrundeliegenden Forschungs-
zweck dar. Liegt der Forschungszweck eines Forschungsvorhabens in der Bereitstellung
von behdordlichen Entscheidungshilfen oder der Wahmehmung administrativer/ hoheitlicher
Aufgaben oder der Entwicklung einer Innovation, hat die Bereitstellung der Forschungsda-
ten in der Regel nach vollstédndiger Umsetzung dieses Forschungszwecks zu erfolgen. Bei
Innovationsvorhaben soll zumindest die ggf. angestrebte Schutzrechtsanmeldung abge-
w artetwerden kénnen.

Durch die hier begriindete Moglichkeit der an der vollstandigen Umsetzung des For-
schungsvorhabens orientierten Bereitstellung der Daten wird ein Ausgleich geschaffen zwi-
schen der Notw endigkeit, auch im Bereich von Wissenschaft und Forschung die Bereitstel-
lung offenerDaten zu erhéhen, und demErfordernis, der erhebenden Stelle die Moglichkeit
einzuraumen, zunachst das Ziel der Datenerhebung in Form des Abschlusses des For-
schungsvorhabens und der Erflillung des Forschungszwecks zu erreichen, und erst danach
in einer angemessenen Frist die Ressourcen zur A ufbereitung weitergabefahiger Datens-
atze aufzubringen. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn Forschung nicht alleine
aus wissenschaftlichem Selbstzweck erfolgt, sondern weitere Bew eggriinde fir die Durch-
flihrung eines Forschungsvorhabens bestehen. Ein Beispiel hierflirist die Vorbereitung ad-
ministrativer Entscheidungen durch wissenschaftliche Forschung. Die Erflllung des Zeit-
plans zur Erreichung eines solchen Forschungszwecks soll nicht durch eine verpflichtende
V eroffentlichungder Daten unmittelbar nach Abschluss derwissenschaftlichen Arbeitenge-
fahrdet oder unmoglich gemacht werden. Eine an die Erreichung dieser Zwecke anschlie-
Rende Datenbereitstellung schafft den nétigen Freiraum, um w eitere Forschung zu betrei-
ben.

Der neue Satz 3 sichert die Erhaltung der Teilnahmebereitschaft gerade bei Forschungs-
vorhaben, bei denen vulnerable Personengruppen mit w irken. Die betroffenen Personen
zugesicherte Vertraulichkeit und/oder Zweckbindung bleibt unberihrt.

Zu Buchstabe gBuchstabe-h

Diese Streichung istdie Folge der Aufnahme des Maschinenlesbarkeitserfordemisses in
Absatz 1 Satz 1. Durch die Streichung des Absatz 5 Satz 1 wird geregelt, dass die Maschi-
nenlesbarkeit der Daten als Tatbestandsmerkmal eine V oraussetzung fiir das Bestehen
einer Datenbereitstellungspflicht ist. Dies erleichtert die Handhabung des Gesetzes und
stellt klar, dass die Pflicht zur Bereitstellung in maschinenlesbarem Format keine Pflicht zur
Umw andlung von Daten in ein maschinenlesbares Format begriindet.

ZuBuchstabeh [ Formatiert: Binnenverweis

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung. f—} | Formatiert: Text
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Zu Buchstabe i

Die Bundesregierung hat in ihrem ersten Bericht tiber die Fortschritte bei der Bereitstellung
von Daten (Drucksache 19/14140) festgestellt, dass im Hinblick auf die Bedeutung, die of-
fene Daten fiir das Gemeinw ohl zuerkannt wird und die Schw ierigkeiten, die im Rahmen
der Bereitstellung auftreten kdnnen, auch die einzelnen Behdrden des Bundes mehr Unter-
stltzung bei der alltdglichen Bereitstellung bekommen missen. Mit der Schaffung eines
zentralen Koordinators fiir Open Data w ird die Rolle von Open Data in den erfassten Be-
hérden der unmittelbaren Bundesvemwaltung mit mehr als 50 Beschéftigten nun aktiv be-
starkt. Dem 1. Open-Data-Fortschrittsbericht zufolge gaben 57% der Behorden, die an der
Befragung teilnahmen, an, dass nicht geniigend Ressourcen vorhanden seien, um sich mit
dem Thema Open Data auseinanderzusetzen. 40% der Behdrden, die an der Befragung
teilnahmen, sagten aus, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nur Gber unzureichendes
Wissen im Umgang mit offenen Daten verfigten und 38% der Behérden, die an der Befra-
gung teilnahmen, gaben an, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Gber unzureichendes
Wissen Uber die Potenziale der Weiterverwendung bereitgestellter Daten verfligten. Von
der Einbeziehung der Hauptzollamter sowie vergleichbarer ortlicher Bundesbehodrden
w urde zunachst aus Effektivitdtsgrinden abgesehen.

Ein Open-Data- Koordinator bzw. eine Open-Data-Koordinatorin wirkt daherin der Funktion
als zentraler interner und auch externer Beratungs- und Ansprechpartner auf die Durchset-
zung der Ziele des Bundes im Hinblick auf die Bereitstellung unbearbeiteter, offener Daten
hin. Die Aufgabengebiete umfassen dabei die Schulung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern zur Sensibilisierung im Umgang mit offenen Daten gemaR der Definition des § 12a und
die Beratung im Zusammenhang mit der Bereitstellung offener Daten. Dabei w irkt der O-
pen-Data- Koordinator bzw. die -Koordinatorin auf die Konformitat mit gemaR § 12a Ab-
satz 1 erlassenen Verordnungen zu Veroffentlichungsprozessen, Formatanforderungen
und technischen Schnittstellen zu Veroffentlichungsportalen hin. Dies schlie3t auch die Er-
stellung von Leitfaden zur Bereitstellung offener Daten durch die Behorde ein.

Weiterhin dient der Koordinator bzw. die Koordinatorin als zentraler Ansprechpartner der
Behorde fiir die zentrale Stelle gemaR des neuen § 12a Absatz 10. Auch bei einer Steige-
rung der Personalkapazitdten des Kompetenzzentrums Open Data ist die Schaffung sol-
cher Koordinatoren innerhalb der Behoérden notwendig. Sie sind als notw endige ,Mittler
zwischen ihrer Behérde und dem CCOD sowie dem Metadatenportal GovData zu verste-
hen. Erstdie Erkenntnis, dass liberhaupt offene Daten in der jew eiligen Behdrde vorhanden
sind (Frage des ,Ob"), fihrt zueiner Kontaktaufnahme zum CCOD (bzgl. Fragen des ,Wie").
Aus demo. g. Fortschrittsbericht ergibt sich, dass 79% Prozent der Befragten die Angebote
des CCOD gar nicht genutzthaben, unter anderem, weil nach ihrer Einschatzung kein Be-
darf bestand. Hieraus ergibt sich die Notw endigkeit, in den Behdrden selbst anzusetzen.

Anders als beispielsweise ein Datenschutzbeauftragter ist der Open-Data-Koordinator / die
Open-Data-Koordinatorin als Rolle im Sinne eines ,single point of contact* fir die offenen
Daten in der Behorde zu verstehen. Einem Datenschutzbeauftragten gleichende Rechte
und Pflichten sind explizit nicht vorgesehen. Die im hiesigen Erfiillungsaufwand festgeleg-
ten VzA von0,2 bis 1 geben den einzelnen Behérden erheblichen Spielraum bei der kon-
kreten Ausgestaltung, sodass ein Einklang zwischen Entscheidungsfreiheit der Behdrde
und Verbesserung der Bereitstellungsprozesse fiir offene Daten durch die Behorde gefun-
den wird. Es obliegt damit jeder Behérde selbst, in welcher konkreten Form sie die Position
des Open-Data-Koordinators oder der Open-Data-Koordinatorin organisatorisch ausgestal-
tet.

Der / die Koordinator/in ist aber grundsatzlich in einer geeigneten Organisationseinheit zu
verorten, die fir die Gestaltung der Datenprozesse verantwortlich ist, und unterstehtw ei-
terhin dem Weisungsrecht des Dienstvorgesetzten.
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Zur Unterstitzung der Open-Data- Koordinatoren wird dariiber hinaus durch das Kompe-
tenzzentrum Open Data ein Musterdatenkatalog erarbeitet, anhand dessen die regelmafig
in den Behoérden anfallenden Daten schnell identfifiziert werden kénnen. Auflerdem werden
in Zusammenarbeit mit der Bundesakademie fiir die 6ffentliche Vemwaltung (BakéV) Schu-
lungskonzepte erstellt, die zur Fortbildung von Open-Data- Koordinatoren im Rahmen der
Datenkompetenz beitragensollen. Dadurch kdnnen innerhalb der Behérden Regelprozesse
erarbeitet werden, die sich mittelfristigauch positiv auf den laufenden Erfillungsaufwand
auswirken w erden.

Komplementar zu § 12a Absatz 3 Nr. 1a EGoV G w erden auch bei Absatz 9 Stellen nach
§ 3 Nr. 8 Informationsfreiheitsgesetz von der Einrichtung eines dementsprechenden Ver-
antw ortlichen ausgenommen.

Die freiwillige Einrichtung entsprechender Koordinatoren in den Behdrden der mittelbaren
Bundesverwaltung, den Behdrden mit w eniger als 50 Beschaftigten sowie in Behérdenauf
der-Ortsebene-Ortlichen Bundesbehdrden bleibt weiterhin mdglich und wird ausdriicklich
begruft.

Zu Buchstabe j

Bei der Neunummerierung handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund des
Einflgens des neuen Absatzes 9.

Zu Buchstabe k

[ Formatiert: Binnenverweis
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Zu Buchstabe |Buchstabe k

Zur besseren Regelung einheitlicher Standards zur Datenbereitstellung und einer flexible-
ren Gestaltungtechnischer Einzelheiten ist eine V erordnungsermachtigung fiir den Kom-
petenzbereich der Behérden des Bundes notwendig. Der V erordnungsgeber kann insoweit
im Einvernehmen mit den brigen Bundesministerien sowie den Beauftragten der Bundes-
regierung fur geeignete Datenkategorien durch Rechtsverordnung Vorgaben zu Formaten,
Schnittstellen und Ver6ffentlichungsprozessen definieren. Durch die Méglichkeit zur Schaf-
fung datenspezifischer Vorgaben tragt die V erordnungsermachtigung einem Ziel der Kl-
Strategie der Bundesregierung Rechnung, demzufolge die Entwicklung von Standards fir
Datenformate und Schnittstellen geférdert werden soll. Das Bundesministerium des Innern,
fur Bau und Heimat ist dabei aufgrund der Zustandigkeit fiir V ewaltungsorganisation der
geeignete Verordnungsgeber.

Zu Nummer4
Zu Buchstabe a

Die Bereitstellung von offenen Daten bedeutet fiir die Behérden einen zusatzlichen Auf-
w and. Aus diesem Grund gilt fUr die nunmehr neu in den Anwendungsbereich des § 12a
einbezogenen Behdrden der mittelbaren Bundesverwaltung eine maximal zw 6lfmonatige
Ubergangsfristfiir die Bereitstellung zum A ufbau der notwendigen technischen und perso-
nellen Kapazitaten. Sollten im Einzelfall erhebliche technische Anpassungen erforderiich
sein und diese einen unverhaltnismafig groen Aufwand verursachen, verlangert sich der
Zeitraum fur die erstmalige Bereitstellung der Daten weiterhin nach Absatz 2 Satz 2 auf bis
zu zwei Jahre. Fir die bereits im Rahmen der vorherigen Anderungsnovelle des EGovGim
Jahr2017 vonder Pflichtnach§ 12a betroffenenunmittelbaren Bundesbehérdenwird keine
neue Ubergangsfrist geschaffen.

" Formatiert: Text
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Zu Buchstabe b

Die Regelung dient der Beriicksichtigung der Besonderheiten bei der erstmaligen
Einbeziehung von Forschungsdaten.

Zu Artikel 2 (Gesetz fiir die Nutzung von Date n des 6ffentlichen Sektors)

4 Qa:t%t HdarDinhtlinia (C1N
\

Zu § 1, (Grundsatz der offenen Daten)

[ Formatiert: Binnenverweis

[ Formatiert: Absatz-Standardschriftart

Zu Absatz 1Absatz2

fur die Nutzung von Daten des 6ffentlichen Sektors, insbesondere zur Entw icklung innova-
tiver Produkte und Dienstleistungen der digitalen Wirtschaft. Das DNG dient der Ums etzung
der Richtlinie (EU) 2019/1024. Die Richtlinie (EU) 2019/1024 zielt darauf ab. Wettbewerbs-

verzerrungen auf dem Binnenmarkt zu verhindem. Die Angleichung der Regelungen und

Verfahren der Mitgliedstaaten zur Nutzung von Daten des 6ffentlichen Sektors tragt zur
Erreichung dieses Ziels bei (val. Enw agungsgrund 7).

Die Richtlinie gilt fiir Daten, die fir die Nutzung zugdnglich gemacht werden, wenn &ffentii-
che Stellen Lizenzen fiir Daten vergeben oder Daten verkaufen, verbreiten, austauschen

oder bereitstellen. Damit es nicht zu Quersubventionen kommt, sollte die Nutzung auch die
spatere Nutzung von Daten innerhalb derselben Organisation im Rahmen der eigenen Ge-

schaftstatigkeit umfassen. Dazu gehort die Bereitstellung von Daten, die ausschlieBlich zu

kommerziellen Zw ecken und im Wettbew erb mit anderen Markiteilnehmern gegen Entgelt
erstellt werden (val. Erw dgungsagrund 22).
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§ 1 Absatz 12 fiihrt den Open-Data-Grundsatz ein, wonach Daten im A nwendungsbereich
dieses Gesetzes nach Mdglichkeit ,konzeptionell und standardmaRig offen” (open by
defaultand by design) erstelltwerden sollen. Mit Einfihrung dieses Grundsatzes sollneben
den Regelungen zur Nutzung von Daten ein Impuls fur die Datenbereitsteller gesetzt w er-
den, die proaktive Bereitstellung in der Gestaltung der Datenverwaltung in Betracht zu zie-
hen.

Die Regelung setzt Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Absatz 2Absatz3

Absatz 3-2 stellt klar, dass das Gesetzweder eine Bereitstellungspflicht oder ein Recht auf
Zugang zu Daten begriindet. Die V orschrift erweitertdie Vorgangerregelung aus § 1 Absatz
2aIWG.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)
Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den sachlichen Anrwendungsbereich des Gesetzes und dient der Klarstel-
lung, dass das Gesetz weder einen Zugangsanspruch zu Daten einfihrt noch eine Bereit-
stellungspflicht begriindet. Nach Absatz 1 findet das Datennutzungsgesetz A nwendung,
w enn ein subjektiv-rechtlicher Anspruch besteht (Nummer 1), w enn eine gesetzliche Bereit-
stellungspflicht besteht (Nummer 2) oder wenn Daten freiwillig bereitgestellt werden (Num-
mer 3).

Nummer 1

Nummer 1 erstrecktden sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes auf Daten, die nach
anderen gesetzlichen Bestimmungen zuganglich sind. Hierunter fallen z. B. Anspriiche
nach dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes sowie sonstige uneingeschrankte An-
spriche auf Einsichtnahme.

Nummer 2

Nach Nummer 2 gilt das Gesetz fiir Daten, die nach einer gesetzlichen Pflicht bereitgestellt
w erden. Darunter konnen Open-Data-Regelungen wie § 12a EGovG fallen, soweit diese
die Nutzungsbedingungen der Daten nicht abschlieRend regeln und nach Absatz 5 (Unbe-
rihrtheitsklausel) als weitergehende Rechte der Datennutzung zu verstehen sind. Im Ubri-
genkdnnen auch spezialgesetzliche Veroffentlichungspflichten (z. B. Energiew irtschaftsge-
setz)darunterfallen, soweit die Daten durch die Bereitsteller rach-Absatzbereitgestelt w er-
den.

Nummer 3

Nach Nummer 3 findet das Gesetz Anwendung auf Daten, die durch Bereitsteller nach Ab-
satz 2 freiwillig zur Nutzung bereitgestellt werden.

Zu Absatz 2

Der Anwendungsbereich des Gesetzes beziehtsich auf offene sowie vorhandene Daten.
Die Begriffe sind nicht kumulativ zu verstehen. Erfasst sind danach einerseits fiir die Of-
fentlichkeit bereitgestellte Daten in offenen Formaten, andererseits erstreckt sich der An-
w endungsbereich wie im IWG w eiterhin auf vorhandene Daten. Der Begriff des V orhan-
denseins stellt klar, dass das Gesetz keinen V erschaffungsanspruch einfiihrt (BT-Drks.
16/2453, S. 12). Das DNG verpflichtet nicht zur Erstellung oder Anpassung von Daten (vgl.
§7).
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§ 2 Absatz 2 weitet den geltenden Anwendungsbereich Gber 6ffentliche Stellen hinaus aus,
die bereits gemafR § 1 Absatz 1 IWG erfasst sind.

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer1

Nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 sind 6ffentliche Stellenim Anwendungsbereich der Richtlinie
(EU) 2019/1024 erfasst. Dies entspricht der Vorgangerregelung aus § 1 Absatz 1 IWG.

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer2

§ 2 Absatz 1 Nummer 2 erw eitert den Anwendungsbereich entsprechend der neugefassten
Richtlinie (EU) 2019/1024 auf 6ffentliche Unternehmen bestimmter Bereiche der Daseins-
vorsorge.

Danach sind 6ffentliche Unternehmen auf dem Gebiet der Wasser-, Energieversorgungund
des Verkehrs erfasst. Dies entspricht Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU)
2019/1024, wonach &ffentliche Unternehmen vom Anwendungsbereich erfasst sind, die in
den in der Richtlinie 2014/25/EU festgelegten Bereichen tatig sind. Die Tatigkeitsbereiche
der Richtlinie 2014/25/EU sind in § 102 Absatze 1 bis 6 GWB und der Verordnung tiber die
Vergabe von o6ffentlichen Auftragen im Bereich des V erkehrs, der Trinkw asserversorgung
und der Energieversorgung umgesetzt. Der V erkehrsbereich ist wegen Sachzusammen-
hangs mit der Verordnung (EG) Nr. 1307/2007 Uber 6ffentliche Personenverkehrsdienste
aus Schiene und Strale zusammengefasst.

Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b ii) bis iv) der Richtlinie (EU) 2019/1024 werden nicht umge-
setzt, da in Deutschland keine 6ffentlichen Unternehmen als Luftfahrtunternehmen oder
Gemeinschaftsreeder tatig sind. Nach dieser Regelung sind Betreiber eines 6ffentlichen
Dienstes gemaf Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, Luftfahrtuntemehmen, die
gemeinw irtschaftliche Verpflichtungen gemaf Artikel 16 der Verord-
nung (EG) Nr. 1008/208 erfiillen, oder Gemeinschaftsreeder, die Verpflichtungen des 6f-
fentlichen Dienstes gemaf Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 erfiillen, vom An-
w endungsbereich der Richtlinie erfasst. Flir Deutschland gehen diese Vorschriften ins
Leere, da keine 6ffentlichen Unternehmen in diesen Bereichen tatig sein.

Zu Nummer 34

§ 2 Absatz 2 Nummer 5-3 entspricht Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c in Verbindung mit Arti-
kel 10 der Richtlinie (EU) 2019/1024. Die Regelungen der Richtlinie zu Forschungsdaten
sind derart umgesetzt, dass § 2 Absatz 1 Regelungsadressaten auflistet. Daten dieser Da-
tenbereitsteller, die keine Forschungsdaten sind, sind nicht vom Anwendungsbereich er-
fasst.
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Sow eit Forschungsdaten durch 6ffentliche Stellen im Sinne von Nummer 3 bereitgestellt
w erden, kdnnensich dffentliche Stellen ebenfalls auf die Einschrankungen der berechtigten
Geschéftsinteressen, Wis senstransfertatigkeiten oder bestehende Rechte Dritter an geisti-
gem Eigentum berufen.

Zu Num mer 4Nummer5

Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2019/1024 umfasst auch Forschende. Nach Nummer 54 sol
len Forschende als Grundrechtstréger jedoch subsidiér erfasst sein, um eine doppelte In-
anspruchnahme verschiedener Datenbereitsteller zu vermeiden.

Zu Absatz 3

§ 2 Absatz 3regeltdie AusnahmenzumAnwendungsbereich des Gesetzes. Dies entspricht
Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer1

§ 2 Absatz 3 Nummer 1 fasst die Einschrankungen des sachlichen Anwendungsbereichs
zusammen.

Buchstabe a entspricht § 1 Absatz 2 Nummern 1 und 2 des IWG. Danach gilt das Gesetz
nicht fir Daten, die nicht oder nur eingeschrankt zuganglich sind. Ausgenommen sind da-
mit unter anderem die Daten aus bestimmten Registern, wie beispielsweise dem zentra-
len staatsanwaltlichen Verfahrensregister, dem Bundeszentral- und Gewerbezentralregis-
ter, dem Auslanderzentralregister, der Visawarndatei und des Registers der Entscheidun-
gen in Staatsangehorigkeitsangelegenheiten. Ausgenommen sind damit aber auch Daten,
fur die aufgrundinternationaler Vertradge oder bestehender Rechte Dritter die Nutzungs-
und Vemwertungsrechte nicht bzw. nicht ausschlielich beim Datenbereitsteller liegen.

Nicht zugéanglich sind insbesondere Verschlusssachen oder Daten, die interne Verwal
tungsvorgange betreffen und nicht zuganglich sind.

Der Zugang ist eingeschrankt, wenn ein Nachw eis eines rechtlichen oder berechtigten In-
teresses vorausgesetzt wird. Ausgenommen ist damit beispielsweise das Grundbuch, weil
die Einsicht ins Grundbuch von einem berechtigten Interesse abhangt.

Buchstabe aab dient der Umsetzung von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe h der Richtlinie (BU)
2019/1024.

Buchstabe bbé entspricht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d iii) der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Buchstaben cc bis ee setzen Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d und e der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Buchstabe be entspricht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Rucoh tal« =i nts%ﬂ'elﬂl A il 14 AL EOD.. 2N tab ,-Ii:i)nl rRickbilin: (E ;;;‘)49‘4();;4

Buchstabe k-c entspricht § 1 Absatz 2 Nummer 8 des IWG und schliefl’t V orschriften des
Bundes oder Lander (iber den Zugang der Offentlichkeit zu-Geedaten-aderzu Umw eltinfor-
mationen vomA nw endungsbereich auf, soweit die Daten danach kostenlos, maschinenles-
bar und mit Anwendungsprogrammierschnittstelle verfugbar sind.

Buchstabe id dient der Umsetzung von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie (EU)
2019/1024. Danachsind Daten vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausgenommen, die
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nicht unter den durch Rechtsvorschrift festgelegten 6ffentlichen Auftrag der 6ffentlichen
Stelle fallen.

Zu Nummer 2

§ 2 Absatz 3 Nummer 2 betrifft Ausnahmen des Anwendungsbereichs fur 6ffentliche Unter-
nehmen.

Nach Buchstabe a sind Daten &ffentlicher Unternehmen nicht erfasst, die nichtim Rahmen
ihrer Tatigkeit aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes erstelltwurden.

Nach Buchstabe b sind Daten 6ffentlicher Unternehmen nicht erfasst, die mit unmittelbar
dem Wettbew erb ausgesetzten Tatigkeiten zusammenhangen und daher geman Artikel 34
der Richtlinie 2014/25/EU nicht den V orschriften fuir die A uftragsvergabe unterliegen. Der
Verweis nimmt Bezug auf das Freistellungsverfahren nach der Sektorenrichtlinie. Danach
w aren Daten offentlicher Unternehmen nicht erfasst, die bereits von vergaberechtlichen
Vorschriften nach diesem Freistellungsverfahren ausgenommen sind. Die Freistellung er-
folgtauf der Grundlageeines Beschlusses der EuropaischenKommission. Fiir Deutschland
hat die Europaische Kommission bislang folgende Freistellungsbeschlisse erlassen:

- Freistellungsbeschluss vom 24.4.2012 hinsichtlich der Erzeugung und dem GroRRhandel
von Strom aus konventionellen Quellen (2012/218/EU);

- Freistellungsbeschluss vom 15.9.2016 in Bezug auf den Vertrieb von Strom und Gas an
Letztverbraucherin Deutschland (2016/1674/EU).

Die Regelung entspricht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer3

§2 Absatz3 Nummer 3 entspricht der Vorgangemegelung aus § 1 Absatz 2 Num-
mer 2a IWG. Die redaktionelle Anderung ist eine wortgleiche Umsetzung der Richtlinienén-
derung in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer 4 und Nummer5

Die Vorschriften andern lediglich redaktionell die Vorgangerregelung aus §1 Ab-
satz 2 Nummer 5 sowie Nummer 7 IWG. In Bezug auf Daten soll der Begriff des Besitzes
vermieden werden, um die Annahme eines kdrperichen Gegenstands auszuraumen.

Zu Nummer6

§ 2 Absatz 3 Nummer 6 nimmt Bildungseinrichtungen der Sekundarstufe und darunter vom
Anwendungsbereich des DNG aus. Bei allen sonstigen Bildungseinrichtungen sind Daten,
die keine Forschungsdaten sind, ausgenommen. Fir Daten, die an Hochschulen und sons-
tigen Bildungseinrichtungen zu statistischen Zwecken erhoben werden, besteht eine ge-
setzliche Bereitstellungspflicht der Hochschulen gegeniber dem Statistischen Bundesamt
aufgrund des Hochschulstatistikgesetzes. Statistische Hochschuldaten werden, soweit sie
in den sachlichen Arwendungsbereich des DNG fallen, daher nicht von den Hochschulen
selbst, sondern vom Statistischen Bundesamt zur Verfligung gestellt.

Die Regelung entspricht Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe k der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Absatz 4
Die Regelung entsprichtder Vorschriftaus § 1 Absatz 3 IWG._Danach bleiben w eiterge-

hende Anforderungen an die Bereitstellung und Nutzung von Daten unberiihrt. Diese Kolli-
sionsregel ist Ausdruck der Mindestharmonisierung der Richtlinie (Artikel 1 der Richtlinie
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(EU) 2019/1024). Zweck ist es, die Bedingungen der Nutzung von Daten im A nw endungs-
bereich unionsweit anzugleichen. Dem steht es nicht entgegen, dass spezialgesetzliche
Regelungen nutzungsfreundlicher gestaltet sind. So sind insbesondere Open-Data-Rege-
lungen wie § 12a EGovG im Sinne der Richtlinie, sow eit sie hinsichtlich bestimmter Bedin-
gungen der Nutzung strengere MaRstdbe setzen (unentgeltlich, maschinenlesbar). Das
DNG bleibt in diesen Fallen von Bedeutung, soweitz.B. ein Nutzer die Nutzung von be-
stimmten, als offene Daten bereitgestellte Daten nach § 12a EGovG in anderen Formaten
begehrt.

Als weitergehende Anforderungen an die Bereitstellung und Nutzung sindim Ubrigen ins-
besondere Vorschriften des Bundes oder der Lander iiber den Zugang der Offentlichkeit zu
Geodaten erfasst oder die delegierten Verordnungen zur Erganzung der Richtlinie
2010/40/EU zum Rahmen fur die Einfuhrung intelligenter Verkehrssysteme im Stral3enver-
kehr.

Zu Absatz5

Nach § 2 Absatz 5 gilt das Recht der Datenbankhersteller geman Artikel 7 Absatz 1 der
Richtlinie 96/9/EG nicht fur die Nutzung 6ffentlicher Stellen im A nw endungsbereich dieses
Gesetzes. Der Ausschluss entspricht der Rechtsprechung, die § 5 Urheberrechtsgesetz auf
§§ 87a ff. Urheberrechtsgesetz zur Frage der Informationsweiterverwendung entsprechend
angew endet hat.

Zu § 3 (Begriffsbestimmungen)
Zu Nummer1

Die Vorschriftentspricht § 2 Nummer 1 IWG. Sie setzt Artikel 2 Nummer 1 und 2 der Richt-
linie (EU) 2019/1024 um. Die V orschrift definiert den Begriff der 6ffentlichen Stelle. Der
Begriff der Richtlinie ist vergaberechtlich gepragt und entspricht der Definition des 6ffentli-
chen Auftraggebers aus § 99 GWB.

Der Begriff der 6ffentliche Stelle entsprichtdabeidemjenigen der Richtlinie 2003/98/EG, die
w iederum die Begriffsdefinition der Einrichtung des 6ffentlichen Rechts aus den Richtlinien
Uber das 6ffentliche Auftragswesen (Richtlinien 92/50/EWG, 93/36/EWG, 93/37/EWG und
98/4/EG) lbernommen hat.

Hierbei ist insbesondere zu berlcksichtigen, dass das Kriterium einer tberwiegenden Fi-
nanzierung von Seiten des Staates die fehlende Autonomie der 6ffentlichen Stelle hinsicht-
lich dieser Finanzierung voraussetzt. So gentigt es beispielsweise nicht, wenn Kérperschaf-
tendes offentlichen Rechts zwar durch Beitrage ihrer Mitglieder auf gesetzlicher Grundlage
finanziert werden, ihnen zugleich jedoch im Rahmen der Selbstvermwaltung erhebliche Au-
tonomie bei der Bestimmung des Wesens, des Umfangs und der Durchfiihrungsmodalita-
ten der von ihr zur Erfillung ihrer Aufgaben ausgeibten Tatigkeiten, mithin bei der Festset-
zung des dafir erforderlichen Haushalts undin Folge dessen bei der Festlegung der Hohe
der Beitrdge eingerdumt ist (vgl. Europaischer Gerichtshof, Rechtssache C-526/11 ,Arzte-
kammer Westfalen-Lippe®, ABI. C325,9. November 2013, S. 4). Hinsichtlich des Kriteriums
der Aufsicht Gber die Leitung ist zudem zu berlcksichtigen, dass eine nachtragliche allge-
meine RechtmaRigkeitskontrolle durch eine Aufsichtsbehdrde, insbesondere, wenn sie sich
darauf beschrankt, dass Gesetz und Satzung eingehalten werden, keine A ufsichtin diesem
Sinne darstellt (Europaischer Gerichtshof ebd.).

Zu Nummer2

§ 3 Nummer 2 definiert 6ffentliche Unternehmen. Sie setzt Artikel 2 Nummer 3 der Richtli-
nie (EU) 2019/1024 um.
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Zu Num mer 3Nummer4

§ 3 Nummer 4-3 definiert den Begriff der ,Daten” fir dieses Gesetz. Damit w ird der Begriff
der ,Information* aus § 2 Nummer 2 IWG ersetzt. Die Anderung dient der Modernisierung
des Gesetzes und vereinheitlicht die verschiedenen Terminologien der Richtlinie (EU)
2019/1024 und des IWG sow ie des DNG (Dokumente, Informationen, Daten, Datensatze).
Der Gesetzgeber beabsichtigt damit keine inhaltliche Abweichung zum IWG. Der Begriff
umfasst insbesondere ,Dokumente” im Sinne der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Der Begriff bezeichnet vorhandene Aufzeichnungen, d.h. die bereits beim Datenbereitstel-
ler vorliegen. Das Gesetz verpflichtet nicht zur Erhebung oder Sammlung etw aiger Daten.
Zugleich wird auf den Begriff der offenen Daten im Sinne des § 12a EGovG Bezug genom-
men.

Die Vorschrift entspricht § 2 Nummer 3 IWG. Sie dient der Umsetzung von Artikel 2 Num-
mer 6 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Num mer 4Nummer5

§ 3 Nummer 5-4 definiert den Begriff der ,Nutzung®. Damit w ird der Begriff der ,Weiterver-
w endung“aus § 2 Nummer 3 IWG ersetzt. Mit der Begriffsanderung intendiertder Gesetz-
geber keine inhaltliche Anderung zum IWG oder zum Begriff der Weiterverwendung aus
der Richtlinie (EU) 2019/1024. Die Vorschrift erganzt die bestehende Vorschrift aus
§ 2 Nummer 3 IWG. Die Erganzung ,oder die Erbringung von Dienstleistungen von allge-
meinem Interesse” entspricht dem Wortlaut der neugefassten Richtlinie und ergibt sich aus
der Einbeziehung 6ffentlicher Unternehmen in bestimmten Bereichender Daseinsvorsorge.

Die Erstreckung auch auf die Nutzung, die neben der Erflillung 6ffentlicher Aufgaben auch
zu eigenen kommerziellen Zw ecken erfolgt, ist klarstellend und ergibt sich aus der Recht-
sprechung (V GH Baden-Wirttemberg, Urteil vom 7.5.2013, Az. 10 S 281/12, NJW 2013,
2024).

Die Vorschriftdientder Umsetzung von Artikel 2 Nummer 11 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Nummer SNummer-6

Die Vorschrift entspricht§ 2 Nummer 5 IWG und setzt Artikel 2 Nummer 13 der Richtlinie
(EU) 2019/1024 um. Ein Dokument sollte als maschinenlesbar gelten, w enn es in einem
Dateiformat vorliegt, das so strukturiert ist, dass Softwarearwendungen die konkreten Da-
ten einfach identifizieren, erkennen und extrahieren konnen. Daten in Dateien, die in ma-
schinenlesbarem Format strukturiert sind, sollten als maschinenlesbare Daten gelten. Ein
maschinenlesbares Format kann offen oder proprietar sein. Es kann einem formellen Stan-
dard entsprechen oder nicht. Dokumente, die in einem Dateiformat kodiert sind, das eine
automatische Verarbeitung einschrankt, weil die Daten nicht oder nichtohne Weiteres aus
ihnen extrahiertwerden kénnen, sollten nichtals maschinenlesbar gelten (vgl. Erw dgungs-
grund 35 der Richtlinie (EU) 2019/1024).

Zu Num mer 6Nummer7

Die Vorschrift entspricht§ 2 Nummer 6 IWG und setzt Artikel 2 Nummer 14 der Richtlinie
(EVU) 2019/1024 um.
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Zu Nummer 7Nummer-8

Die Vorschrift entspricht§ 2 Nummer 7 IWG und setzt Artikel 2 Nummer 15 der Richtlinie
(EU) 2019/1024 um. ,Schriftlich® im Sinne der Vorschrift umfasst auch die Textformim
Sinne des § 126b des Biirgerlichen Gesetzbuchs.

Zu Num mer 8Nummer9

Die Bestimmung dynamischer Daten entsprichtder Vorgabe aus Artikel 2 Nummer 8 der
Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Num mer 9Num-mer40

Die Bestimmung hochwertigerDatensatze entsprichtder Vorgabe aus Artikel 2 Nummer 10
sowie Artikeln 13 und 14 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer 10Nummert4

Die Bestimmung des Begriffs Forschungsdaten entspricht der Vorgabe aus Artikel 2 Num-
mer 9 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer 11Nummer42

Die Bestimmung der angemessenen Gew innspanne entspricht der Vorgabe aus Artikel 2
Nummer 16 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Nummer 12Nummer43

Die Bestimmung zur Anonymisierung entspricht der Vorgabe aus Artikel 2 Nummer 7 der
Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu § 4 (Grundsatz der uneingeschrankten Date nnutzung; Zuldssigkeit von Lizenzen)
Zu Absatz 1

Die Regelung entspricht § 2a Satz 1 IWG und setzt Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Zu Absatz 2

Die Regelung entspricht § 2a Satz 2 IWG und dient der Umsetzung von Artikel 3 Absatz 2
der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Absatz 3

Die Regelung entspricht der Vorschrift aus § 1 Absatz 2a des IWG. Sie dient w eiterhin der
Klarstellung, dass das DNG keine Zugangsanspriche schafft. Dies gilt insbesondere fir
nicht-6ffentliche und nicht zugangliche Daten, die interne Verwaltungsvorgange betreffen.

Zu Absatz 3

§ 4 Absatz 4 regelt die Zulassigkeitvon Lizenzen. Danach miissen die Lizenzen objektiv,
verhaltnismaRig, nichtdiskriminierend und durch ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel
gerechtfertigt sein. Sie diurfen nicht zu einer Wettbew erbsverzerrung fiihren und die Nut-
zung der Daten nicht unnétig einschranken. Es sollten offene Lizenzen in Form von stan-
dardisierten 6ffentlichen Lizenzen verwendetwerden, die online erteilt werden, auf offenen
Datenformaten beruhen und es ermdglichen, dass jede Person Daten und Inhalte zu jedem
Zw eck frei abrufen, verwenden, verandern und weitergeben kann.
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Die Vorschrift entspricht § 4 Absatz 1 IWG und dient der Umsetzung von Artikel 8 Absatz 1
der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu § 5 (Nichtdiskriminierung)

Die Regelung bestimmt den Grundsatz der Nichtdiskriminierung. Danach sollen die Bedin-
gungen furdie Nutzung fur vergleichbare Kategoriender Nutzung nichtdiskriminierend sein.
Dabei gilt es insbesondere zu beriicksichtigen, ob eine 6ffentliche Stelle die Daten in Erfiil-
lung ihres &ffentlichen Auftrags teilt. Als Kategorien der Datennutzung kénnen die kommer-
zielle oder nicht-kommerzielle Nutzung verstanden werden (vgl. Erwagungsgrund 46 der
Richtlinie (EU) 2019/1024).

Die V orschrift setzt Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Absatz 2

Die Regelung entspricht§ 3 Absatz 1 IWG. Sie stellt klar, dass die Nichtdiskriminierung
auch gilt, wenn die 6ffentliche Stelle Daten im Rahmen eigener Geschéftstatigkeit nutzt.

Die V orschrift setzt Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu § 6 (AusschlieBlichkeitsvereinbarungen)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt das grundsatzliche Verbot von AusschlieRlichkeitsvereinbarungen. Bei
der Aufstellung der Grundsatze fur die Datennutzung sollen Datenbereitsteller die nationa-
len und europaischen Wettbewerbsvorschriften einhalten und AusschliefRlichkeitsvereinba-
rungen zwischenihnen und privaten Partnern nach Méglichkeit vermeiden.

Sie entspricht § 3a Absatz1 IWG und setzt Artikel 12 Absatz1 der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Zu Absatz 2

§ 6 Absatz2 erlaubt ausnahmsweise AusschlieBlichkeitsvereinbarungen, soweit aus-
schlieRliche Rechte zur Bereitstellung eines Dienstes im 6ffentlichen Interesse erforderlich
sind. Die Vorschrift entspricht § 3a Absatz 1 Satze 2-5 IWG und setzt Artikel 12 Absatz 2
der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.

Zu Absatz 3

§ 6 Absatz 3 regelt die Ausnahme fir die Digitalisierung von Kulturbestanden. Betrifft die
AusschlieBlichkeitsvereinbarung die Digitalisierung von Kulturbestéanden, dirfen aus-
schlieRliche Rechte bis hochstens zehn Jahre gew dhrtw erden. Die Méglichkeit einer Ge-
w ahrung Uber zehn Jahre hinaus ist ausgeschlossen. Erw agungsgrund 49 der Richtlinie
(EU) 2019/1024 verweist auf das Bestehen zahlreicher Kooperationsvereinbarungen zw i-
schen Bibliotheken (einschlieRlich Hochschulbibliotheken), Museen, Archiven und privaten
Partnern zur Digitalisierung von Kulturbestanden, bei denen 6ffentliche Stellen privaten
Partnern ausschlieRliche Rechte gew éhren. Die Praxis habe gezeigt, dass mit diesen 6f-
fentlich-privaten Partnerschaften eine sinnvolle Nutzung von Kulturbestéanden erleichtert
und gleichzeitig die ErschlieRung des kulturellen Erbes fiir die Offentlichkeit beschleunigt
w erden kann. Betrifftein ausschlieRliches Recht die Digitalisierung von Kulturbestanden,
kann eine bestimmte Schutzdauer erforderlich sein, damit der private Partner die Moglich-
keit hat, seine Investition zuamortisieren. Ents prechend dem Grundsatz, dass gemeinfreies
Material nach seiner Digitalisierung gemeinfrei bleiben sollte, sieht die Richtlinie langstens
einen Schutzzeitraum von 10 Jahren vor. Die Dauer des ausschlieRlichen Rechts zur Digi-
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talisierung von Kulturbestanden soll daher zehn Jahre nicht tiberschreiten. Im Rahmen 6f-
fentlich-privater Partnerschaften fir die Digitalisierung von Kulturbestanden der kulturellen
Partnereinrichtung sollen alle Rechte in Bezug auf die Nutzung der digitalisierten Kulturbe-
stdnde nach Vertragsende gewahrt werden.

Die V orschrift entspricht der Regelung aus § 6 Absatz 3 IWG und dient der Umsetzung von
Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/1024.

Zu Absatz 4

Vereinbarungen zwischen Inhabern und Nutzern von Daten, die nicht ausdricklich aus-
schlielliche Rechte gewahren, bei denen aber davon ausgegangen werden kann, dass sie
die Datennutzung beschrénken, sollen zur Priifung durch die Offentlichkeit bekannt ge-
machtw erden. Daher sollen die wesentlichen Aspekte solcher Vereinbarungen mindestens
zw ei Monate vor ihrem Inkrafttreten online veroffentlicht werden, d.h. zwei Monate vor dem
vereinbarten Tag, an dem die Erbringung der V erpflichtungen der Parteien beginnen soll.
Durch die V erdéffentlichung soll den interessierten Parteien die Gelegenheit gegeben w er-
den, die Nutzung der unter diese V ereinbarungen fallenden Daten zu beantragen und die
Gefahr zu vermeiden, dass das Spektrum potenzieller Nutzer eingeschranktwird. In jedem
Fall sollen nach Abschluss solcher Vereinbarungen die w esentlichen Aspekte in ihrer end-
gulltigen, zwischen den Parteien vereinbarten Fassung ebenfalls ohne ungebuhrliche Ver-
zogerung online 6ffentlich bekannt gemacht werden (Erwagungsgrund 50 der Richtlinie
(EU) 2019/1024).

Ausaenommen von der Verdffentlichunaspflicht nach Satz 1 sind Sperrfristen fur For-
schunasdaten. in denen die Daten fur einen bearenzten Zeitraum ausschlieBlich den Da-
tenbereitstellem nach § 2 Absatz 2 Nummer 4 zur V erfliauna stehen. Den Primarforschen-
den bzw . Datengebem soll damit die Moglichkeit eingeraumt werden, innerhalb angemes-
sener Zeitraume ihre Forschungsdaten als Erste auszuwerten. Erste Publikationen zuden
Daten, Qualifikationsarbeiten sowie andere wissenschaftliche Arbeiten kdnnen so in Ruhe
verfasst werden. Die Verdéffentlichungspflicht fir die zeitlich begrenzte ausschlieRliche Nut-
zung durch die Datengeber zu den genannten Zwecken (ggf. auch Giber das Ende des For-
schungsprozesses oder Uber das Ende 6ffentlich geférderter Forschungsprojekte hinaus)
istim Forschungsbereich mit unverhaltnismaRigem Aufwand verbunden.

Die Bundesregierungwird die Auswirkungen solcher rechtlichen oder praktischen Vorkeh-
rungen auf die Verfugbarkeit von Daten zur Nutzung regelmafig, mindestens alle drei
Jahre, Gberprifen.

Die Vorschrift setzt Artikel 12 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Absatz 5

§ 6 Absatz 5 regelt die Beendigung bestehender A usschlieRlichkeitsvereinbarungen, die
keinen Ausnahmetatbestand (Absatz 2 oder 3) erfillen.

Die Bundesregierung wird in der Uberpriifung nach Absatz 4 auch bestehende AusschlieR-
lichkeitsvereinbarungen und ihre Auswirkungen auf die Nutzung von Daten untersuchen,
insbesondere hinsichtlich der V erbreitung und Reichw eite der V ereinbarungen, ihres Ge-
genstands und ihrer Laufzeit.

Die Vorschrift setzt Artikel 12 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
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Zu § 7 (Verfiigbare Formate, Metadaten)

Zu Absatz1

§ 7 Absatz 1 regelt, dass sich die Nutzung auf alle verfligbaren Formate und Sprachen vol-
standig oder in Auszugen erstreckt.

Die Vorschrift entspricht § 3 Absatz 2 Satz 1 IWG und setzt Artikel 5 Absatz 1 und 3 Richt-
linie (EU) 2019/1024 um.

Zu Absatz 2

§ 7 Absatz 2 regelt die elektronische Ubermittlung, soweit mdglich und sinnvoll, offener,
maschinenlesbarer, zuganglicher, auffindbarer und interoperabler Formate zusammen mit
den dazu gehdrigen Metadaten. Eine Verpflichtung zur Erstellung solcher Formate wird
nicht geschaffen. Die Regelung beschrankt sich auf vorhandene Daten.

Satz 2 verscharft die Vorgangervorschrift aus § 3 Absatz 2 Satz 3 IWG in Bezug auf die
Verwendung formlicher, offener Standards fiir die Formate und Metadaten, sow eit dies
maoglichist. Die V erpflichtung soll die Interoperabilitat ermdglichen, die mitder neugefassten
Richtlinie gerade im Hinblick auf Datenanalysen mittels KiinstlicherIntelligenz gestarktw er-
den soll. Die Entw icklung und der Einsatz von Kinstlicher Intelligenz erfordert oftmals die
Kombinierbarkeit von Daten unterschiedlicher Quellen. Die Standards sollen den hohen
Aufwand der Datenaufbereitung erleichtem, um die Daten besser fir die Entwicklung inno-
vativer LOsungen verwenden zu kénnen.

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatze 1, 3 und 7 der Richtlinie (EU)
2019/1024.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 Satz 1 sind 6ffentliche Stellen und 6ffentliche Unternehmen nicht verpflich-
tet, Daten und Metadaten neu zu erstellen oder anzupassen oder Teile zur V erfligung zu
stellen, wenn dies mit unverhaltnismaRigem Aufwand verbunden ware. Sow eit die Erstel-
lung von Daten oder Metadaten durch einfache Bearbeitung moglich ist, ist dieser Aufwand
in jedem Fall zumutbar.

Nach Absatz 3 Satz 2 stelltdariiberhinaus klar, dass das Gesetz nicht zu einer Fortsetzung
der Erstellung oder Speicherung bestimmter Daten verpflichtet.

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatze 3 und 4 der Richtlinie (EU)
2019/1024.

Zu AbsatzAbsatz 34

§ 7 Absatz 34 verpflichtet Datenbereitsteller dazu, vorhandene Metadaten Uber das natio-
nale Metadatenportal GovData zur V erfligung zu stellen, sow eit das moglich ist. Die Vor-
schrift geht auf § 8 WG zurilick und prazisiert die Bezeichnung eines nationalen Metada-
tenportals.

Nicht moglich ist die Bereitstellung tiber GovData insbesondere dann, wenn der Datenbe-
reitsteller keinen Zugang zum Metadatenportal hat. Dies ist insbesondere fir Bundeslander
der Fall, die GovData nicht beigetreten sind. GovData kann auf Grund der Beschlusslage
des IT-Planungsrates (Entscheidung 2015/19 - GovData - Umgang mit nicht an der Finan-
zierung beteiligten Gebietskorperschaften vom 17. Juni 2015) nur Daten von Landern im
Portal aufnehmen, die sich auch an der Finanzierung von GovData beteiligen.
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Im Ubrigen ist die Bereitstellung (iber GovData bislang weder fiir &ffentliche Unternehmen
noch fiir Forschungsdaten von Einrichtungen, die keine 6ffentliche Stelle sind, mdglich.

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu § 8 (Dynamische Daten)
Zu Absatz 1

§ 8 Absatz 1 regelt die Echtzeit-Bereitstellung dynamischer Daten mithilfe geeigneter An-
w endungsprogrammierschnittstellen.

Die neugefassteRichtlinie (EU) 2019/1024 misstder adaquaten Bereitstellungdynamischer
Daten (einschlieflich Umw eltdaten, Verkehrsdaten, Satellitendaten, meteorologischer Da-
tenund von Sensoren generierter Daten) besonderes Potenzial bei. Sie regeltdeshalb erst-
mals die Echtzeit-Bereitstellung, um dem wirtschaftlichen Wert, der von der sofortigen Ver-
fugbarkeitund von regelmafRigen A ktualisierungen abhangt, vollstandig Rechnung zu tra-
gen. Dynamische Daten sollen daher unmittelbar nach der Erhebung oder, im Falle einer
manuellen Aktualisierung, unmittelbar nach der Anderung des Datensatzes iiber eine An-
w endungsprogrammierschnittstelle zur Verfligung gestellt werden, um die Entw icklung von
Internet-, Mobil- und Cloud-Arnwendungen auf der Grundlage solcher Daten zu erleichtem.
Ist dies aufgrund technischer oder finanzieller Beschrankungen nicht mdglich, so sollen die
offentlichen Stellen die Daten innerhalb eines Zeitraums zur Verfiigung stellen, der es er-
maoglicht, ihr volles wirtschaftliches Potenzial zu nutzen. Es sollen spezifische MaRnahmen
ergriffen werden, um technische und finanzielle Beschrankungen aufzuheben. Sollte eine
Lizenz verwendetwerden, so kann die rechtzeitige Verfligbarkeit von Daten Teil der Lizenz-
bedingungen sein. Wenn angesichts berechtigter Griinde des 6ffentlichen Interesses, ins-
besondere der 6ffentlichen Gesundheit und Sicherheit, eine Datenverifizierung unerasslich
ist, sollen dynamische Daten unmittelbar nach einer Verifizierung verfligbar gemacht w er-
den. Solch eine unerlassliche Verifizierung soll sich nicht auf die Haufigkeit der Aktualisie-
rungen auswirken (vgl. Erw agungsgrund 31 der Richtlinie (EU) 2019/1024).

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Absatz 2

§ 8 Absatz 2 regelt eine Einschrankung zu Absatz 1. Sow eit die Anforderung der Echtzeit-
Bereitstellung die finanzielle oder technische Leistungsfahigkeit des Datenbereitstellers
Ubersteigen, kann von den Anforderungen nach Absatz 1 abgewichen werden. Die Bereit-
stellung darf voribergehend mit den technisch zurV erfligung stehenden Mitteln erfolgen.
Der Bereitsteller soll in angemessener Frist die Bereitstellung nach Absatz 1 erméglichen.
Bei der Angemessenheit ist die Auswirkung auf das Potenzial der Nutzung in Echtzeit zu
berucksichtigen.

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu § 9 (Hochwertige Datensétze)

§ 9 regelt die Echtzeit-Bereitstellung hochwertiger Datensatze. Die Bestimmung konkreter
hochw ertiger Datensatze erfolgt nichtimRahmen der Richtlinienumsetzung, sondern durch
unmittelbar geltende nachgeordnete Rechtsakte, die in den Artikeln 13 und 14 der Richtlinie
(EU) 2019/1024 geregelt sind. Hochw ertige Datensatze sind Gber Anwendungsprogram-
mierschnittstellen und falls technisch erforderlich als Massen-Download und in maschinen-
lesbaremFormatzurV erfligung zu stellen. GemaR Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2019/1024
erfolgt die Festlegung einer Liste bestimmter hochwertiger Datensatze im Rahmen von
Durchfuhrungsrechtsakten. Die Festlegung erfolgt in bestimmten thematischen Kategorien,
dieim Anhanglder Richtlinie (EU) 2019/1024 aufgefihrt sind. Die thematischen Kategorien
kénnen mit delegiertem Rechtsakt nach Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/1024
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geandert werden. Die Européische Kommission wird in einem ersten Durchfiihrungsrechts-
akt, der im ersten Quartal 2021 verabschiedet werden soll, hochwertige Datensatze in den
thematischen Kategorien Georaum, Erdbeobachtung und Umw elt, Meteorologie, Statistik,
Unternehmen und Eigentiimerschaft von Unternehmen sowie Mobilitatfestlegen (vgl. COM
(2020) 66 final, S. 15). Uber die Inhalte des Durchfilhrungsrechtsakts wird die Kommis sion
mit den Mitgliedsstaaten tGber den nach Artikel 16 Richtlinie (EU) 2019/1024 eingerichteten
Ausschuss fur offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des 6ffentlichen
Sektors verhandeln.

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu § 10 (Grundsatz der Unentgeltlichkeit)
Zu Absatz1

§ 10 Absatz 1 Satz 1 stellt den Grundsatz der unentgeltlichen Nutzung voran. Satz 2 nimmt
die Erstattung von verursachten Grenzkosten fir die Reproduktion, Bereitstellung und Ver-
breitung sowie Anonymisierung und Ma3nahmen zum Geschéaftsgeheimnisschutz von die-
sem Grundsatz aus.

Entgelte fur die Nutzung von Daten stellen eine bedeutende Markteintrittsschranke fir Start-
ups und KMU dar. Sie kénnen daruber hinaus ein Hindernis fur die Forschung darstellen.
Daher ist die Datennutzung grundsatzlich unentgeltlich zu erméglichen. Sind Entgelte er-
forderlich, so sollen sie auf die Grenzkosten beschrankt sein. Wenn 6ffentliche Stellen frei-
w illig oder aufgrund einer entsprechenden rechtlichen Verpflichtung eine besonders aus-
fuhrliche Suche nach angeforderten Daten oder aufRerstkostenaufwendige Anderungenam
Format der angeforderten Daten vornehmen, kdnnen die Grenzkosten die Kosten im Zu-
sammenhang mit solchen Tatigkeiten decken. Dabei soll in Ausnahmefallen insbesondere
die Notw endigkeit beriicksichtigt werden, den normalen Betrieb 6ffentlicher Stellen, die Ein-
nahmen erzielen missen, um einen w esentlichen Teil ihrer Kosten bei der Wahrnehmung
ihres offentlichen A uftrags zudecken, nicht zubehindern. Ferner sallte die Rolle 6ffentlicher
Unternehmen in einem w ettbewerbsbestimmten wirtschaftlichen Umfeld bertcksichtigt wer-
den. In solchen Fallen soll es &ffentlichen Stellen und 6ffentlichen Unternehmen erlaubt
sein, Entgelte zu erheben, die Giber den Grenzkosten liegen (vgl. Erw agungsgrund 36 der
Richtlinie (EU) 2019/1024).

Die Regelung setzt Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Absatz 2

§ 10 Absatz 2 listet die Ausnahmen zum Grundsatz der unentgeltlichen Nutzung. In den
Fallen, die einen Ausnahmetatbestand erfillen, diirfen Kosten tber den in Absatz 1 Satz 2
genannten Grenzkosten erhoben werden. Die Grenzen der Entgelthohe richten sich fir die
Ausnahmetatbestande nach § 11.

Die Regelung setzt Artikel 6 Absatze 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Nummer1

§ 10 Absatz 2 nimmt entsprechend der Vorgangervorschrift 6ffentliche Stellen von der kos-
tenfreien Bereitstellung aus, soweit sie ausreichende Einnahmen erzielen missen, um ei-
nen wesentlichen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfillung ihrer 6ffentlichen
Auftrage zudecken. Die Vorschrift aus § 5 Absatz 2 Nummer 1 IWG .

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie (EU)
2019/1024.
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Zu Nummer2

§ 10 Absatz 2 Nummer 2 regelt die Ausnahme flr Gedachtnisinstitutionen (Bibliotheken,
einschlieBlich Hochschulbibliotheken, Museen und Archive). Diesen Institutionen soll es
maoglich sein, Gebuhrenzu erheben, die Gber den Grenzkosten liegen, damit ihr normaler
Betrieb nicht behindertwird.

Die Vorschrift entspricht w ortgleich § 5 Absatz 2 Nummer 3 IWG. Sie setzt Artikel 6 Ab-
satz 2 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.

Zu Nummer3

§ 10 Absatz 2 Nummer 3 nimmt &ffentliche Unternehmen von der kostenfreien Bereitstel-
lung aus. Die Ausnahme erkennt die Tatigkeit auf einem w ettbewerbsbestimmten wirt-
schaftlichen Umfeld an.

Die Regelung setzt Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Richtlinie (EU) 2019/1024 um.
Zu Absatz 3

Nach § 10 Absatz 3 erfolgtdie Nutzung hochwertiger Datensétze und von Forschungsdaten
von Offentlichen Stellen und Unternehmen grundsatzlich unentgeltlich.

Abweichend von Absatz 3 wird die Europaische Kommission nach Artikel 14 Absatz 3 der
Richtlinie (EU) 2019/1024 in den Durchfiihrungsrechtsakten zu hochwertigen Datensatzen
festlegen, dass die Unentgeltlichkeit nicht fir bestimmte hochwertige Datensatze 6ffenti-
cher Unternehmen gilt, wenn dies zu einer Verfalschung des Wettbewerbs auf den betref-
fenden Markten fuhrenwirde.

Die V orschrift dient der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
Zu Absatz 4

§ 10 Absatz 4 fihrt eine Meldepflicht der 6ffentlichen Stellen ein, die auf Einnahmen erzie-
len miissen, um einen wesentlichen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfiillung
offentlicher Auftrage zu decken. Die 6ffentlichen Stelle melden die Berufung auf die Aus-
nahme der Bundesnetzagentur, die ein Liste der 6ffentlichen Stellen fiihrt, die von der Aus-
nahme Gebrauch machen.Die Vorschrift setzt Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Zu Absatz5

§ 10 Absatz 5regelt eine Ubergangsbestimmung fiir die unentgeltliche Bereitstellung hoch-
w ertiger Datensatze. Danach gilt die Unentgeltlichkeit nicht fur 6ffentliche Stellen, die Ein-
nahmen erzielen missen, umeinen w esentlichen Teil ihrer Kosten bei der Wahrnehmung
ihres o6ffentlichen A uftrags zu decken, w enn sich die unentgeltliche Bereitstellung wesent-
lich auf den Haushalt der betreffenden Stelle auswirkenw urde. Die Richtlinie rAumt den
Mitgliedsstaaten eine Abweichung fiir einen Zeitraum von héchstens zwei Jahren ab In-
krafttreten der Durchflhrungsrechtsakte ein. Die Umsetzung sieht einenZeitraumvon zwoif
Monaten zur Umstellung der technischen Anforderungen vor. Dieser Zeitraumistangemes-
sen, umdie technische Aufriistung zu veranlassen. Ein langerer Ubergang erscheint insbe-
sondere nicht geboten, da die Bereitstellungsbedingungen zeitnah den dynamischen Ent-
w icklungen im Bereich der Schlisseltechnologien wie Kiinstlicher Intelligenz angepasst
w erden missen. Eine weitere V erzégerung der Modernisierung der Bereitstellung hindert
deutsche und europaéische Innovationen auf der Grundlage der Daten des 6ffentlichen Sek-
tors.
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Die Vorschrift macht von der Moglichkeit aus Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU)
2019/1024 Gebrauch.

Zu § 11 (Bemessung der Entgelthéhe)
Zu Absatz 1

§ 11 Absatz 1 regelt die Entgeltbemessung fur 6ffentliche Unternehmen und &ffentliche
Stellen, die sich auf § 10 Absatz 2 berufen kdnnen. Diese Entgelte sollen nach objektiven,
transparenten und Uberprifbaren Kriterien festgelegt werden.

Die Regelung entspricht § 5 Absatz 3 IWG und setzt Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie (EU)
2019/1024 um.

Zu Absatz 2

Absatz2regeltdie Bemessung der Entgelthdhenach den Kriterien, die Absatz 1 nennt. Die
Gesamteinnahmenaus der Bereitstellung der Daten und der Gestattung ihrer Nutzung sol-
len die Kosten ihrer Erfassung und Erstellung, - einschlieRlich des Erw erbs von Dritten -,
ihrer Reproduktion, Pflege, Speicherungund V erbreitung zuzuglich einer angemessenen
Gew innspanne nicht ibersteigen. Gegebenenfalls solles auchmadglich sein, die Kostender
Anonymisierung personenbezogener Daten und die Kosten von Manahmen zum Schutz
der Vertraulichkeit von Daten geltend zu machen. Die Gew innspanne kann als Prozentsatz
verstanden werden, der - zusatzlich zu den Grenzkosten - die Deckung der Kapitalkosten
und die Einbeziehung einer realen Rendite ermdglicht. Da die Kapitalkosten eng an die
Zinssatze der Kreditinstitute gekoppelt sind, die wiederum von den Festzinssatzen der Eu-
ropaischen Zentralbank (EZB) fiir Hauptrefinanzierungsgeschafte abhangen, soll die ange-
messene Gewinnspanne nicht mehr als 5 % lber dem von der EZB festgesetzten Zinssatz
liegen (vgl. Erw agungsgrinde 36, 37 der Richtlinie (EU) 2019/1024).§ 11 Absatz 2 Satz 2
regelt die Entgeltbemessung fur Gedachtnisinstitutionen, die unter die Ausnahme nach
§ 10 Absatz 2 Nummer 2 fallen. Bei diesen Institutionen sollen die Gesamteinnahmen aus
der Bereitstellung von Daten und der Gestattung ihrer Nutzung fiir den entsprechenden
Abrechnungszeitraum die Kosten ihrer Erfassung, Erstellung, Reproduktion, V erbreitung,
Bew ahrung und der Rechteklarung zuzliglich einer angemessenen Gew innspanne nicht
Ubersteigen. Gegebenenfalls sollen auch die Kosten der Anonymisierung personenbezo-
gener Daten oder von Geschéftsgeheimnissen geltend gemachtwerden kdnnen. In Bezug
auf Bibliotheken (einschlieBlich Hochschulbibliotheken), Museen und Archive und ange-
sichts ihrer Besonderheiten kénnen die Entgelte, die im Privatsektor fiir die Nutzungident--
scher oder dhnlicher Daten erhoben werden, bei der Ermittlung der angemessenen Ge-
winnspanne berlcksichtigt werden (vgl. Erwagungsgrund 38 der Richtlinie (EU)
2019/1024).

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt, dass die Entgelte nach Absatz 1 nach MalRgabe der geltenden Buch-
fuhrungsgrundsatze berechnetwerden.

Die Regelung dient der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Richtlinie (EU)
2019/1024.

Zu § 12 (Transparenz von Entgelten){Fransparenzvon-Standardentgelten)

Die Regelungen zur Transparenz entsprechen § 6 IWG.

§ 12 dient der Umsetzung von Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2019/1024.
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Zu § 13 (Rechtsweg)

Die V orschrift ibernimmt den Regelungsgehalt des § 7 IWG.
Zu Artikel 3 (Inkrafttreten, AuBerkrafttreten)

Mit Inkrafttreten der Neufassung des DNG tritt das IWG auRer Kraft.
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	Änderung des E-Government-Gesetzes
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	„§ 12a
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	„4. nach der Erhebung keine Bearbeitung erfahren haben, ausgenommen eine Bearbeitung, die der Fehlerbereinigung durch die bereitstellende Behörde oder die sonstige korrigierende Stelle dient, oder die aus rechtlichen oder aus tatsächlichen Gründen erf...
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	„4. die unter das Bankgeheimnis fallen.“
	„(3a) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 müssen Datensätze, die personenbezogene Daten enthalten, nicht bereitgestellt werden.“
	„Sofern sich aus spezialgesetzlichen Regelungen nichts anderes ergibt, sind abweichend von Satz 1 Daten, die zu Forschungszwecken erhoben wurden, erst bereitzustellen, wenn das der Datenerhebung zugrundeliegende Forschungsvorhaben abgeschlossen und de...
	„(5) Die Daten nach Absatz 1 Satz 1 sind mit Metadaten zu versehen. Diese Metadaten werden im nationalen Metadatenportal GovData eingestellt.“
	„(9) Jede Behörde der unmittelbaren Bundesverwaltung mit mehr als 50 Beschäftigten mit Ausnahme der in § 3 Nummer 8 des Informationsfreiheitsgesetzes genannten Stellen sowie Hauptzollämtern oder vergleichbaren örtlichen Bundesbehördenjener Behörden, d...
	„(12) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den übrigen Bundesministerien und den Beauftragten der Bundesregierung durch Rechtsverordnung Bestimmungen zu Datenkategorien, Vorgaben zu Formaten, Schnit...

	4. § 19 wird wie folgt geändert:
	„Die Behörden der mittelbaren Bundesverwaltung stellen die Daten nach § 12a spätestens zwölf Monate nach dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] erstmals bereit.“
	„(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 und unbeschadet der Regelung in § 12a Absatz 4 Satz sind 3stellen Behörden des Bundes Daten, die zu Forschungszwecken erhoben wurden, spätestens 3624 Monate nach dem [hier einfügen: Datum des Inkrafttretens die...



	Artikel 2
	Gesetz für die Nutzung von Daten des öffentlichen Sektors
	§ 1
	Gegenstand und Reichweite des Gesetzes, Grundsatz der offenen Daten
	(1) Dieses Gesetz gilt für die Nutzung von Daten des öffentlichen Sektors, insbesondere zur Entwicklung innovativer Produkte und Dienstleistungen.
	(1) Daten, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, sollen, soweit möglich und sinnvoll, nach dem Grundsatz „konzeptionell und standardmäßig offen“ erstellt werden.
	(2) Eine Bereitstellungspflicht oder ein Recht Anspruch auf Zugang zu Daten wird mit diesem Gesetz nicht begründet.

	§ 2
	Anwendungsbereich
	(1)  Dieses Gesetz gilt für Daten von Datenbereitstellern nach Absatz 2, die
	1. die aufgrund eines gesetzlichen Anspruchs auf Zugang bereitgestellt werden,;
	2. die aufgrund einer gesetzlichen Bereitstellungspflicht bereitgestellt werden; oder
	3. die freiwillig bereitgestellt werden.

	(2) Datenbereitsteller im Sinne dieses Gesetzes sind
	1. öffentliche Stellen;
	2. öffentliche Unternehmen, die auf den Gebieten der Wasserversorgung, Energieversorgung und des Verkehrs tätig sind;
	[medizinische Einrichtungen];
	3. Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Forschungsfördereinrichtungen in Bezug auf Forschungsdaten, die öffentlich finanziert und bereits über ein institutionelles oder thematisches Repositorium öffentlich zugänglich gemachtbereitgestellt wurden; ...
	4. Forschende, in Bezug auf Forschungsdaten, die öffentlich finanziert und bereits über ein institutionelles oder thematisches Repositorium bereitgestellt öffentlich zugänglich gemacht wurden und nicht bereits durch andere durch dieses Gesetz verpflic...

	(3) Dieses Gesetz gilt nicht für
	1. Daten,
	2. Daten öffentlicher Unternehmen,
	3. Logos, Wappen und Insignien;
	4. Daten von öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten oder deren Beauftragten, die der Wahrnehmung eines öffentlichen Programm- oder Sendeauftrags dienen;,
	5. Daten von kulturellen Einrichtungen, außer Bibliotheken, Museen oder und Archiven; Absatz 2 Nummer 4 findet auf Bibliotheken, Museen und Archive keine Anwendung;
	6. Daten von Bildungseinrichtungen der Sekundarstufe und darunter; bei allen sonstigen Bildungseinrichtungen gilt dieses Gesetz nicht für Daten, die keine Forschungsdaten sind.;

	(4) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten und weitergehende Anforderungen an die Bereitstellung und Rechte zur Nutzung von der Daten von Datenbereitstellern aus anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.
	(5) Öffentliche Stellen berufen sich im Anwendungsbereich dieses Gesetzes nicht auf Rechte des Datenbankherstellers nach § 87b des Urheberrechtsgesetzes.

	§ 3
	Begriffsbestimmungen
	Im Sinne dieses Gesetzes
	1. sind öffentliche Stellen
	2. ist öffentliches Unternehmen ein auf den in § 2 Absatz 2 Nummer 2 genannten Gebieten tätiges Unternehmen, auf das öffentliche Stellen aufgrund der Eigentumsverhältnisse, der finanziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden Bestimmung...
	1. sind medizinische Einrichtungen Einrichtungen, in denen durch ärztliche und pflegerische Hilfeleistung Krankheiten, Leiden oder Körperschäden festgestellt, geheilt oder gelindert werden sollen oder Geburtshilfe geleistet wird und in denen die zu ve...
	3. sind Daten vorhandene Aufzeichnungen, unabhängig von der Art ihrer Speicherung,
	4. ist Nutzung jede Verwendung von Daten für kommerzielle oder nichtkommerzielle Zwecke, die über die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe oder die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse hinausgeht oder die neben der Erfüllung öffen...
	5. liegt ein maschinenlesbares Format vor, wenn die Daten durch Software automatisiert ausgelesen und verarbeitet werden können,
	6. ist offenes Format ein Dateiformat, das nicht-proprietär und plattformunabhängig ist und der Öffentlichkeit ohne Einschränkungen, die der Nutzung von Daten hinderlich wären, zugänglich gemacht wird,
	7. ist förmlicher, offener Standard ein in Textform niedergelegter Standard, in dem die Anforderungen für die Sicherstellung der Interoperabilität der Software niedergelegt sind,
	8. sind dynamische Daten Aufzeichnungen in digitaler Form, die häufig oder in Echtzeit aktualisiert werden, insbesondere aufgrund ihrer Volatilität oder ihres raschen Veraltens; von Sensoren generierte Daten werden in der Regel als dynamische Daten an...
	9. sind hochwertige Datensätze die gemäß den Artikeln 13 und 14 der Richtlinie (EU) 2019/1024 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors (ABl. L 172...
	10. sind Forschungsdaten Aufzeichnungen in digitaler Form, bei denen es sich nicht um wissenschaftliche Veröffentlichungen handelt und die im Laufe von wissenschaftlichen Forschungstätigkeiten erfasst oder erzeugt und als Nachweise im Rahmen des Forsc...
	11. ist angemessene Gewinnspanne ein Prozentsatz der Gesamtkosten, der über den zur Deckung der einschlägigen Kosten erforderlichen Betrag hinausgeht, aber höchstens fünf Prozentpunkte über dem von der Europäischen Zentralbank festgesetzten Zinssatz f...
	12. ist Anonymisierung der Prozess, in dessen Verlauf personenbezogene Daten in Daten umgewandelt werden, die sich nicht auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen, oder derart in Daten umgewandelt werden, dass die betrof...


	§ 4
	Grundsatz der uneingeschränkten Datennutzung; Zulässigkeit von Lizenzen
	(1) Daten dürfen für jeden kommerziellen oder nichtkommerziellen Zweck genutzt werden.
	(2) Für Daten, an denen Bibliotheken, einschließlich Hochschulbibliotheken, Museen und Archive, Urheber- oder verwandte Schutzrechte oder gewerbliche Schutzrechte zustehen, und für Daten öffentlicher Unternehmen gilt Absatz 1 nur, soweit die Einrichtu...
	(3) Nutzungsbedingungen (Lizenzen) sind zulässig, soweit sie objektiv, verhältnismäßig, nichtdiskriminierend und durch ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel gerechtfertigt sind. Die Lizenz darf nicht zu einer Wettbewerbsverzerrung führen und die Mö...

	§ 5
	Nichtdiskriminierung
	(1) Die Bedingungen für die Datennutzung müssen nichtdiskriminierend sein.
	(2) Werden Daten von öffentlichen Stellen als Ausgangsmaterial für die eigene Geschäftstätigkeit genutzt, die nicht unter ihren öffentlichen Auftrag fällt, so gelten für die Bereitstellung der Daten für diese Tätigkeitendie Geschäftstätigkeit dieselbe...

	§ 6
	Ausschließlichkeitsvereinbarungen
	(1) Vereinbarungen öffentlicher Stellen oder öffentlicher Unternehmen, die ausschließliche Rechte an der Nutzung von Daten gewähren (Ausschließlichkeitsvereinbarungen), sind unzulässig.
	(2) Dies gilt nicht, wenn zur Bereitstellung eines Dienstes im öffentlichen Interesse ein ausschließliches Recht über die Nutzung der Daten erforderlich ist. Der Datenbereitsteller überprüft die Ausschließlichkeitsvereinbarung regelmäßig, mindestens j...
	(3) Bezieht sich ein ausschließliches Recht auf die Digitalisierung von Kulturbeständen, darf es für höchstens zehn Jahre gewährt werden. Die Ausschließlichkeitsvereinbarungen müssen klar und eindeutig sein und im Internet öffentlich zugänglich gemach...
	(4) Der Datenbereitsteller macht rechtliche oder praktische Vorkehrungen, die nicht ausdrücklich ausschließliche Rechte gewähren, die aber darauf abzielen oder die geeignet sind, die Nutzung von Daten durch andere Einrichtungen als die an der Ausschli...
	(5) Am 17. Juli 2013 bestehende Ausschließlichkeitsvereinbarungen, die nicht unter die Ausnahmen der Absätze 2 und 3 fallen, enden bei Ablauf der VereinbarungAusschließlichkeitsvereinbarung, spätestens jedoch am 18. Juli 2043. Am 16. Juli 2019 bestehe...

	§ 7
	Verfügbare Formate, Metadaten
	(1) Der Datenbereitsteller muss die Nutzung der Daten sind in allen angefragten und beim Datenbereitsteller vorhandenen Formaten und Sprachen nutzbar zu machenermöglichen.
	(2) Soweit möglich und sinnvoll, sind Daten elektronisch und in nach den anerkannten Regeln der Technik offenen, maschinenlesbaren, zugänglichen, auffindbaren und interoperablen Formaten zusammen mit den zugehörigen Metadaten zu übermittelnbereitzuste...
	(3) Die Absätze 1 und 2 verpflichten öffentliche Stellen und öffentliche Unternehmen nicht, Daten und Metadaten neu zu erstellen oder anzupassen oder Teile von Datensätzen zur Verfügung zu stellen, wenn dies mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden w...
	(4) Die Metadaten zu maschinenlesbaren Daten sind, soweit möglich und sinnvoll, über das nationale Metadatenportal GovData zur Verfügung zu stellen.

	§ 8
	Dynamische Daten
	(1) Der Datenbereitsteller muss die Nutzung von Dynamische dynamischen Daten sind unmittelbar nach der Erfassung in Echtzeit mithilfe geeigneter Anwendungsprogrammierschnittstellen und, falls technisch erforderlich, als Massen-Download nutzbar zu mach...
	(2) Soweit die Anforderungen nach Absatz 1 die finanzielle und technische Leistungsfähigkeit der öffentlichen Stelle oder des öffentlichen Unternehmens übersteigen und somit zu einem unverhältnismäßigen Aufwand führen, sind dynamische Daten vorübergeh...

	§ 9
	Hochwertige Datensätze
	Öffentliche Stellen und öffentliche Unternehmen müssen die Nutzung hochwertiger Datensätze, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen,  in maschinenlesbarem Format über geeignete Anwendungsprogrammierschnittstellen und, falls technisch erfor...

	§ 10
	Grundsatz der Unentgeltlichkeit
	(1) Die Bereitstellung und Nutzung von Daten ist unentgeltlich. Es ist jedoch zulässig, die Erstattung von verursachten Grenzkosten für die folgenden Tätigkeiten zu verlangen:
	1. die Reproduktion, Bereitstellung und Verbreitung von Daten,
	2. für die Anonymisierung personenbezogener Daten und
	3. Maßnahmen zum Schutz vertraulicher Geschäftsinformationen zu verlangen.

	(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 dürfen für die Bereitstellung und Nutzung von Daten Entgelte verlangen:
	1. öffentliche Stellen, die ausreichende Einnahmen erzielen müssen, um einen wesentlichen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufträge zu decken.;
	2. Bibliotheken, einschließlich Hochschulbibliotheken, Museen und Archive;
	3. öffentliche Unternehmen.

	(3) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Nummer 1 und Nummer 3 gelten nicht für hochwertige Datensätze sowie Forschungsdaten.
	(4) Wenn öffentliche Stellen, die ausreichende Einnahmen erzielen müssen, um einen wesentlichen Teil ihrer Kosten im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufträge zu decken, von der Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 ausgenommen werden wolle...
	(5) Für öffentliche Stellen, die Einnahmen erzielen müssen, um einen wesentlichen Teil ihrer Kosten bei der Wahrnehmung ihres öffentlichen Auftrags zu decken, und bei denen sich die unentgeltliche Bereitstellung hochwertiger Datensätze wesentlich auf ...

	§ 11
	Bemessung der Entgelthöhe
	(1) In den in § 10 Absatz 2 Nummer 1 und 3 genannten Fällen berechnen die öffentlichen Stellen und öffentlichen Unternehmen die Entgelte nach von ihnen festzulegenden objektiven, transparenten und nachprüfbaren Kriterien.
	(2) Die Entgelte aus der Bereitstellung von Daten und der Gestattung ihrer Nutzung in dem entsprechenden Abrechnungszeitraum dürfen die Kosten ihrer Erfassung, Erstellung, Reproduktion, Verbreitung und Speicherung zuzüglich einer angemessenen Gewinnsp...
	(3) Die Entgelte werden nach Maßgabe der geltenden Buchführungsgrundsätze berechnet.

	§ 12
	Transparenz von StandardEentgelten
	(1) Wurden für die Nutzung von Daten Entgelte festgelegt, die für die Allgemeinheit gelten (Standardentgelte), sind die entsprechenden Bedingungen und die tatsächliche Höhe der Standardentgelte einschließlich ihrer Berechnungsgrundlage im Internet öff...
	(2) Wurden für die Nutzung keine Standardentgelte festgelegt, sind die Faktoren, die bei der Berechnung der Entgelte berücksichtigt werden, anzugeben. Auf Anfrage wird auch die Berechnungsweise dieser Entgelte in Bezug auf einen spezifischen Antrag au...

	§ 13
	Rechtsweg
	Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben.


	Artikel 3
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Informationsweiterverwendungsgesetz vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2913), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2015 (BGBl. I S. 1162) geändert worden ist, außer...
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